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EINBERUFUNG DER ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG 2025 

Am 

Mittwoch, den 18. Juni 2025, um 10:00 Uhr MESZ, 

findet die ordentliche Hauptversammlung der Delivery Hero SE mit Sitz in Berlin 

als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und Aktionärinnen 

oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung statt. 

Hierzu laden wir unsere Aktionäre* und Aktionärinnen herzlich ein. 

*Sofern in dieser Einladung auf eine geschlechterspezifische Schreibweise verzichtet wird, erfolgt 

dies ausschließlich zum Zwecke der besseren Lesbarkeit. Alle personenbezogenen Bezeichnungen 

und Begriffe sind im Sinne der Gleichbehandlung als geschlechtsneutral zu verstehen.

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können sich im Wege

elektronischer Kommunikation über den Internetservice („Investor-Portal“) zu der virtuellen

Hauptversammlung zuschalten und ihr Stimmrecht sowie weitere Aktionärsrechte ausüben. Das

passwortgeschützte Investor-Portal zur Hauptversammlung ist unter

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 
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erreichbar. Nähere Hinweise zur Übertragung der Hauptversammlung in Bild und Ton finden Sie 

im Abschnitt III. „Ergänzende Angaben und Hinweise“, der im Anschluss an die Tagesordnung 

abgedruckt ist. 

Die Stimmrechtsausübung erfolgt – auch bei Bevollmächtigung von Dritten – ausschließlich im 

Wege elektronischer Kommunikation über die elektronische Briefwahl oder über Vollmacht- und 

Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

Die Entscheidung, die Hauptversammlung 2025 virtuell durchzuführen, hat der Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats nach sorgfältiger Abwägung und nach pflichtgemäßem Ermessen 

zum Wohle der Gesellschaft und der Aktionäre getroffen. Entscheidende Erwägungen waren, 

dass sowohl die virtuelle Hauptversammlung 2023 als auch die virtuelle Hauptversammlung 2024 

unter vollumfänglicher Wahrung der Aktionärsrechte, insgesamt ohne technische oder 

organisatorische Probleme abgehalten wurden und einem breiten Aktionärspublikum aus ganz 

Deutschland sowie dem Ausland die Teilnahme ohne Anreise ermöglichten. Die Ermächtigung zur 

Durchführung virtueller Hauptversammlungen wurde auf der Hauptversammlung 2023 mit 

großer Mehrheit beschlossen. Ferner hat der Vorstand die Gegenstände der Tagesordnung 

sowie Nachhaltigkeitserwägungen und die geringeren Kosten des virtuellen Formats in seine 

Entscheidung einbezogen.  

Der Vorstand hat auch berücksichtigt, dass der Gesetzgeber die virtuelle Hauptversammlung als 

gleichwertige Alternative zur Präsenzhauptversammlung eingeführt hat und die Aktionäre ihre 

Rechte entsprechend einer Präsenzhauptversammlung ausüben können. Die Gesellschaft wird im 

Sinne einer aktionärsfreundlichen Ausgestaltung der virtuellen Hauptversammlung auf das 

Erfordernis einer Vorabeinreichung von Fragen und eine damit verbundene Beschränkung der 

Fragemöglichkeit in der Hauptversammlung weiterhin verzichten. 

Ort der Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Räumlichkeiten der 

GRÜNEBAUM Event Services & Consulting GmbH & Co. KG, Karl-Heinrich-Ulrichs-Straße 22/24, 

10785 Berlin. Die ordentliche Hauptversammlung findet unter physischer Anwesenheit von 

Versammlungsleiter, den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrates, des mit der 

Niederschrift beauftragten Notars sowie der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft statt. 

Sämtliche Mitglieder des Vorstands sowie des Aufsichtsrats beabsichtigen, an der 

Hauptversammlung teilzunehmen. Für Aktionäre und deren Bevollmächtigte (mit Ausnahme der 
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von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) besteht kein Recht und keine Möglichkeit 

zur Anwesenheit am Ort der Versammlung. 

  



 
 

4 
 

INHALTSVERZEICHNIS 

 

I.       TAGESORDNUNG ____________________________________________________________ 7 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten 
Konzernabschlusses für das Geschäftsjahr 2024 mit dem zusammengefassten 
Lagebericht für die Delivery Hero SE und den Konzern, dem zusammengefassten 
nichtfinanziellen Konzernbericht für die Delivery Hero SE und den Konzern und dem 
Bericht des Aufsichtsrats sowie den erläuternden Berichten zu den Angaben nach §§ 
289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB* _________________________________________________ 7 

2. Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 ______________________ 7 

3. Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 ____________________ 7 

4. Wahl und Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern sowie Bestellung eines 
Ersatzmitglieds _____________________________________________________________ 8 

5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des 
Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers für die etwaige prüferische Durchsicht 
von Zwischenfinanzberichten und sonstigen unterjährigen Finanzinformationen der 
Gesellschaft sowie über die Bestellung des Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts für 
das Geschäftsjahr 2025 ____________________________________________________ 12 

6. Beschlussfassung über die Änderung von § 16 der Satzung zur Erneuerung der 
Ermächtigung zur Durchführung virtueller Hauptversammlungen _______________ 13 

7. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das 
Geschäftsjahr 2024 ________________________________________________________ 15 

8. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals/IV gem. § 4 Abs. 
5 der Satzung, des Genehmigten Kapitals 2020/I gem. § 4 Abs. 4 der Satzung, des 
Genehmigten Kapitals 2020/II gem. § 4 Abs. 6 der Satzung und des Genehmigten 
Kapitals 2023/III gem. § 4 Abs. 20 der Satzung sowie über die entsprechenden 
Satzungsänderungen _______________________________________________________ 16 

9. Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2025/I 
(Mitarbeiterbeteiligung) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der 
Aktionäre und die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung __________ 21 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2023/I in § 4 
Abs. 19 und des Genehmigten Kapitals 2023/II in § 14 Abs. 13 der Satzung sowie über 
die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/II mit der Möglichkeit des 
Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre sowie die entsprechenden 
Satzungsänderungen in § 4 der Satzung _____________________________________ 24 



 
 

5 
 

11. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 
2025/III mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre sowie 
die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung _______________________ 32 

12. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals/VII gem. § 4 
Abs. 8 der Satzung sowie über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 
2025/IV mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre und die 
entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung ___________________________ 37 

13. Beschlussfassung über die Aufhebung der unter Tagesordnungspunkt 12 der 
Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 
mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts sowie über die Aufhebung des 
Bedingten Kapitals 2023/I; Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 
Instrumente) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts und über die 
Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/I sowie über die entsprechenden 
Satzungsänderungen in § 4 der Satzung _____________________________________ 44 

14. Beschlussfassung über die Aufhebung der unter Tagesordnungspunkt 13 der 
Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von 
Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 
und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 
mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts sowie über die Aufhebung des 
Bedingten Kapitals 2023/II; Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 
Instrumente) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts und über die 
Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/II sowie über die entsprechenden 
Satzungsänderungen in § 4 der Satzung _____________________________________ 55 

15. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/I 
sowie über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung _____________67 

16. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020/I 
sowie über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung ____________ 70 

17. Beschlussfassung über die Änderung des Beschlusses der Hauptversammlung 
vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8 über die Ermächtigung zur Ausgabe 
von Wandelschuldverschreibungen und über die teilweise Aufhebung des Bedingten 
Kapitals 2021/I sowie über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 73 

18. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum 
Erwerb eigener Aktien sowie über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum 



 
 

6 
 

Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum 
Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts _______________________________ 83 

19. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum 
Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien sowie über die 
Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim 
Erwerb eigener Aktien _____________________________________________________ 91 

20. Beschlussfassung über Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des 
Bezugs- und Andienungsrechts _____________________________________________ 93 

21. Beschlussfassung über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Einsatz 
von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien _______________________ 101 

22. Beschlussfassung über die Zustimmung zu dem Gewinnabführungsvertrag 
zwischen der Delivery Hero SE und Delivery Hero MENA Holding GmbH _________102 

23. Beschlussfassung über die Zustimmung zu dem Beherrschungsvertrag zwischen 
Delivery Hero SE und Delivery Hero MENA Holding GmbH _____________________ 110 

II.           ANHANG TAGESORDNUNGSPUNKT 4 ________________________________ 116 

III. ERGÄNZENDE ANGABEN UND HINWEISE _____________________________ 121 

IV. RECHTE DER AKTIONÄRE ___________________________________________ 130 

V.          WEITERGEHENDE ERLÄUTERUNGEN _________________________________ 136 
  



 
 

7 
 

I. TAGESORDNUNG 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des gebilligten Konzernabschlusses 

für das Geschäftsjahr 2024 mit dem zusammengefassten Lagebericht für die Delivery 

Hero SE und den Konzern, dem zusammengefassten nichtfinanziellen Konzernbericht 

für die Delivery Hero SE und den Konzern und dem Bericht des Aufsichtsrats sowie den 

erläuternden Berichten zu den Angaben nach §§ 289a Abs. 1, 315a Abs. 1 HGB* 

 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss 

gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss nach § 172 AktG festgestellt. Es bedarf zu diesem 

Tagesordnungspunkt 1 keiner Beschlussfassung der Hauptversammlung. Die Unterlagen zu 

Tagesordnungspunkt 1 stehen über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zur Verfügung. 

 

*Die für Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland maßgeblichen Vorschriften, insbesondere 

des Handelsgesetzbuches und des Aktiengesetzes, finden auf die Gesellschaft aufgrund der 

Verweisungsnormen der Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii), Art. 53 sowie Art. 61 der Verordnung (EG) 

Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) 

(„SE-VO“) Anwendung, soweit sich aus spezielleren Vorschriften der SE-VO nichts anderes 

ergibt. 

 

2. Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des 

Vorstands der Gesellschaft für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

3. Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden Mitgliedern des 

Aufsichtsrats der Gesellschaft für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen: 

3.1 Kristin Skogen Lund 
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3.2 Dr. Martin Enderle 

3.3 Roger Rabalais 

3.4 Scott Ferguson 

3.5 Gabriella Ardbo Engarås 

3.6 Nils Engvall 

3.7 Isabel Poscherstnikov 

3.8 Dimitrios Tsaousis 

3.9 Patrick Kolek 

3.10 Jeanette L. Gorgas 

 

Es ist vorgesehen, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die Entlastung 

der jeweiligen Aufsichtsratsmitglieder entscheiden zu lassen. 

 

4. Wahl und Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern sowie Bestellung eines 

Ersatzmitglieds 

 

Mit Ablauf der am 18. Juni 2025 stattfindenden Hauptversammlung endet die Amtszeit des 

derzeit amtierenden Aufsichtsratsmitglieds Scott Ferguson. Ferner hat Dr. Martin Enderle sein 

Amt als Aufsichtsratsmitglied vorzeitig zum Ablauf dieser ordentlichen Hauptversammlung 

niedergelegt. Weiterhin läuft die Amtszeit des Arbeitnehmervertreters Dimitrios Tsaousis zum 

Ablauf dieser ordentlichen Hauptversammlung aus. Herr Tsaousis wurde im Zusammenhang mit 

der Vergrößerung des Aufsichtsrats auf acht Mitglieder durch Beschluss der ordentlichen 

Hauptversammlung 2024 im Nachgang gerichtlich bis zum Ablauf der nächsten ordentlichen 

Hauptversammlung als Mitglied des Aufsichtsrats (Arbeitnehmervertreter) bestellt. 

 

Der Aufsichtsrat der Delivery Hero SE besteht nach Art. 40 Abs. 2, 3 SE-VO, § 17 Abs. 1 SE-

Ausführungsgesetz („SEAG“), § 10 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft sowie § 21 Abs. 3 Nr. 1 SE-

Beteiligungsgesetz („SEBG“) i. V. m. § 21 Abs. 2 der Vereinbarung über die Beteiligung der 

Arbeitnehmer bei der Delivery Hero SE vom 16. April 2018 

(„Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung“) insgesamt aus acht Mitgliedern, die von der 

Hauptversammlung gewählt bzw. bestellt werden. 
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Es bedarf zunächst einer Neuwahl bzw. Neubestellung von insgesamt drei Mitgliedern des 

Aufsichtsrats, davon zwei als Vertreter der Anteilseigner und einer als Vertreter der 

Arbeitnehmer. 

 

Von allen Mitgliedern des Aufsichtsrats sind nach § 21 Abs. 1 der 

Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung die Hälfte Arbeitnehmervertreter, die auf Vorschlag der 

Arbeitnehmer bestellt werden.  

Die Anteilseignervertreter werden gem. § 10 Abs. 2 der Satzung ohne Bindung an Wahlvorschläge 

von der Hauptversammlung gewählt. Die Arbeitnehmervertreter werden gem. § 10 Abs. 2 der 

Satzung i. V. m. § 23 Abs. 1 der Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung zusammen mit ihren 

Ersatzmitgliedern vom SE-Betriebsrat der Gesellschaft (SE Works Council) gewählt und der 

Hauptversammlung der Delivery Hero SE zur Bestellung vorgeschlagen. Die Hauptversammlung 

ist gem. § 36 Abs. 4 SEBG i. V. m. § 23 Abs. 1 der Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung an diese 

Vorschläge gebunden. 

 

(1) Wahl der Anteilseignervertreter 

 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Nominierungsausschusses vor, folgende 

Person für einen Zeitraum ab Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 18. 

Juni 2025 bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 

Geschäftsjahr 2025 beschließt, als Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat der Delivery 

Hero SE zu wählen:   

 

4.1 Scott Ferguson, ausgeübter Beruf: Gründer, Managing Partner und Portfolio 

Manager, Sachem Head Capital Management LP, wohnhaft in New York, U.S.A. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Nominierungsausschusses vor, folgende 

Person für einen Zeitraum ab Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung vom 18. 

Juni 2025 bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das 

Geschäftsjahr 2026 beschließt, als Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat der Delivery 

Hero SE zu wählen:   
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4.2 Judith Jungmann, ausgeübter Beruf: Chief Human Resources Officer, Beckers 

Group, wohnhaft in München, Deutschland. 

 

Die Hauptversammlung ist bei der Wahl der Anteilseignervertreter nicht an die unter diesem 

Abschnitt (1) genannten Wahlvorschläge gebunden. 

Die Wahlvorschläge berücksichtigen die vom Aufsichtsrat nach Ziffer C.1 des Deutschen 

Corporate Governance Kodex (i. d. F. v. 28. April 2022, im Folgenden Deutscher Corporate 

Governance Kodex genannt) für seine Zusammensetzung beschlossenen Ziele und streben die 

Ausfüllung des vom Aufsichtsrat erarbeiteten Kompetenzprofils für das Gesamtgremium an. Die 

vom Aufsichtsrat beschlossenen Ziele für seine Zusammensetzung, das Kompetenzprofil sowie 

der Stand der Umsetzung in Form einer Qualifikationsmatrix sind in der Erklärung zur 

Unternehmensführung zum Geschäftsjahr 2024 beschrieben.  

Diese steht im Internet unter  

https://ir.deliveryhero.com/de/corporate-governance-statement 

zur Verfügung. 

 

(2) Bestellung des Arbeitnehmervertreters 

Gemäß § 21 Abs. 3 SEBG i. V. m. § 23 Abs. 1 der Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung 

werden seitens der Arbeitnehmer die folgenden Vorschläge für den durch die 

Hauptversammlung zu bestellenden Arbeitnehmervertreter und dessen Ersatzmitglied 

unterbreitet: 

 

Folgende Person wird auf Vorschlag der Arbeitnehmer für einen Zeitraum ab Beendigung 

der ordentlichen Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, als 

Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat der Delivery Hero SE bestellt:  

 

4.3 Dimitrios Tsaousis, ausgeübter Beruf: Fleet Operations Supervisor, Go Delivery 

S.A., wohnhaft in Athen, Griechenland. 
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Folgende Person wird auf Vorschlag der Arbeitnehmer für einen Zeitraum ab Beendigung 

der ordentlichen Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 bis zur Beendigung der 

Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2027 beschließt, als 

Ersatzmitglied für Herrn Dimitrios Tsaousis bestellt:   

 

4.4 Christos Ntikos, ausgeübter Beruf: Lieferfahrer für efood, wohnhaft in Athen, 

Griechenland als Ersatzmitglied für Dimitrios Tsaousis. 

 

Das genannte Ersatzmitglied wird wie aufgeführt Mitglied des Aufsichtsrats, wenn das 

Aufsichtsratsmitglied der Arbeitnehmer, für das es als Ersatzmitglied bestellt wurde, vor 

Ablauf der regulären Amtszeit ausscheidet und der SE-Betriebsrat nicht vor diesem 

Ausscheiden einen Nachfolger gewählt hat und dieser auf Vorschlag der Arbeitnehmer 

von der Hauptversammlung bestellt worden ist. Die Amtszeit von dem in den Aufsichtsrat 

nachgerückten Ersatzmitglied endet mit dem Schluss der Hauptversammlung, in der eine 

Nachwahl für das vorzeitig ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied stattfindet und ein vom 

SE-Betriebsrat gewählter Nachfolger für das ersetzte Aufsichtsratsmitglied auf 

Vorschlag der Arbeitnehmer von der Hauptversammlung bestellt wird, spätestens aber 

zu dem Zeitpunkt, in dem die reguläre Amtszeit des ersetzten Aufsichtsratsmitglieds 

abgelaufen wäre. 

 

Die Hauptversammlung ist gem. § 36 Abs. 4 SEBG i. V. m. § 23 Abs. 1 der 

Arbeitnehmerbeteiligungsvereinbarung an die Vorschläge zur Bestellung der 

Arbeitnehmervertreter gebunden. 

 

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelabstimmung über die Neuwahlen 

bzw. die Neubestellungen zum Aufsichtsrat entscheiden zu lassen. 

 

Über Sachverstand im Sinne des § 100 Abs. 5 AktG auf dem Gebiet der Rechnungslegung 

verfügen Kristin Skogen Lund, Dr. Martin Enderle, Roger Rabalais, Scott Ferguson, Isabel 

Poscherstnikov und Dimitrios Tsaousis und auf dem Gebiet der Abschlussprüfung Roger Rabalais 

und Isabel Poscherstnikov. 
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Weitere Informationen und die ergänzenden Angaben zu den Aufsichtsratskandidaten 

einschließlich der Angaben zu Mitgliedschaften in weiteren gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

und vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien sowie die Kurzlebensläufe der 

Kandidaten sind im Anschluss an die Tagesordnung unter Abschnitt II. als Anhang zu diesem 

Tagesordnungspunkt 4 beigefügt und sind vom Zeitpunkt der Einberufung an auch unter der 

Internetadresse  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zugänglich. 

 

5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers sowie des Prüfers für die etwaige prüferische Durchsicht 

von Zwischenfinanzberichten und sonstigen unterjährigen Finanzinformationen der 

Gesellschaft sowie über die Bestellung des Prüfers des Nachhaltigkeitsberichts für das 

Geschäftsjahr 2025 

 

5.1 Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, folgenden 

Beschluss zu fassen: 

 

Die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, wird erneut zum Abschlussprüfer 

und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2025 sowie zum Prüfer für die 

gegebenenfalls prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten und sonstigen 

unterjährigen Finanzinformationen im Sinne von § 115 Abs. 7 WpHG, die vor der 

ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2026 aufgestellt werden und soweit die 

prüferische Durchsicht beauftragt wird, bestellt. 

Der Prüfungsausschuss hat erklärt, dass seine Empfehlung frei von ungebührlicher 

Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschränkende 

Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der EU-Abschlussprüferverordnung auferlegt wurde 

(Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 

2014). 
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5.2 Der deutsche Gesetzgeber hat die Richtlinie (EU) 2022/2464 („CSRD“), welche Vorgaben 

zur Nachhaltigkeitsberichterstattung und deren Prüfung enthält, trotz Ablauf der 

Umsetzungsfrist bisher noch nicht in nationales Recht umgesetzt. Art. 37 der Richtlinie 

2006/43/EG (EU-Abschlussprüferrichtlinie) i. d. F. der CSRD sieht vor, dass die Bestellung 

des Abschlussprüfers oder der Prüfungsgesellschaft zum Zweck der Bestätigung der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung durch die Mitglieder- oder Gesellschafterversammlung 

des geprüften Unternehmens erfolgt. Für die Zukunft ist davon auszugehen, dass nach 

deutschem Recht der Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts von der Hauptversammlung zu 

wählen ist.  

 

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf eine entsprechende Empfehlung des 

Prüfungsausschusses, vor, die KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, zum 

Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts im Sinne der CSRD für das Geschäftsjahr 2025 zu 

bestellen, vorsorglich für den Fall, dass der deutsche Gesetzgeber in Umsetzung von Art. 

37 der Richtlinie 2006/43/EG (EU-Abschlussprüferrichtlinie) i. d. F. der CSRD eine 

ausdrückliche Bestellung dieses Prüfers durch die Hauptversammlung verlangen sollte, die 

Prüfung des Nachhaltigkeitsberichts für das Geschäftsjahr 2025 also nach dem deutschen 

Umsetzungsgesetz zur CSRD nicht ohnehin dem Abschlussprüfer obliegen sollte. Der 

Prüfungsausschuss hat in seiner Empfehlung erklärt, dass diese frei von ungebührlicher 

Einflussnahme durch Dritte ist und ihm keine die Auswahlmöglichkeiten beschränkende 

Klausel im Sinne von Art. 16 Abs. 6 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 auferlegt wurde. 

 

6. Beschlussfassung über die Änderung von § 16 der Satzung zur Erneuerung der 

Ermächtigung zur Durchführung virtueller Hauptversammlungen 

 

Durch das Gesetz zur Einführung virtueller Hauptversammlungen von Aktiengesellschaften und 

Änderung genossenschafts- sowie insolvenz- und restrukturierungsrechtlicher Vorschriften 

(Bundesgesetzblatt I Nr. 27 2022, S.1166 ff.) hat die virtuelle Hauptversammlung eine dauerhafte 

Regelung im Aktiengesetz erfahren. Nach § 118a Abs. 1 S. 1 AktG kann die Satzung vorsehen oder 

den Vorstand dazu ermächtigen, vorzusehen, dass die Hauptversammlung als virtuelle 

Hauptversammlung, d. h. ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am 
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Ort der Hauptversammlung, abgehalten wird. Eine solche Ermächtigung des Vorstands wurde 

zuletzt von der ordentlichen Hauptversammlung 2023 für einen Zeitraum von zwei Jahren 

beschlossen.  

Diese Ermächtigung ist auf Hauptversammlungen beschränkt, die innerhalb von zwei Jahren 

nach Eintragung der entsprechenden Satzungsregelung in das Handelsregister stattfinden. Die 

Eintragung in das Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg erfolgte am 26. Juni 2023. 

Der Vorstand hält die Erneuerung der Ermächtigung gem. § 118a Abs. 1 S. 1 AktG für sinnvoll, um 

auch zukünftig mit Rücksicht auf die Interessen der Aktionäre über das Format der 

Hauptversammlung sachgerecht und flexibel entscheiden zu können. Der Vorstand wird dabei 

seine Entscheidung über die Durchführung einer Hauptversammlung als Präsenzversammlung 

oder im virtuellen Format stets nach pflichtgemäßem Ermessen anhand aller relevanten 

sachlichen Kriterien für jede Hauptversammlung erneut treffen. Sofern der Vorstand zukünftig 

von der vorgeschlagenen Ermächtigung Gebrauch macht und sich für die Abhaltung einer 

Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung entscheidet, kommt der Wahrung der 

Aktionärsrechte eine zentrale Rolle für deren Ausgestaltung und Durchführung zu.  

Soweit die gesetzlichen Regelungen Beschränkungsmöglichkeiten vorsehen, sollen diese, sofern 

überhaupt erforderlich und angemessen, nur unter Berücksichtigung der Interessen der 

Aktionäre angewandt werden, um allen Aktionären die Wahrnehmung ihrer Rechte in geeigneter 

Weise zu ermöglichen.  

Die vorgeschlagene Ermächtigung nutzt die nach § 118a Abs. 5 Nr. 2 AktG zulässige Höchstdauer 

von fünf Jahren erneut nicht vollständig aus.  

Stattdessen wird vorgeschlagen, die Ermächtigung erneut auf rund zwei Jahre zu befristen, 

sodass die Durchführung einer virtuellen Hauptversammlung in den nächsten beiden 

Hauptversammlungssaisons möglich wäre. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

§ 16 Abs. 4 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst:   

 

„(4) Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
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Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Die 

Ermächtigung gilt für die Abhaltung virtueller Hauptversammlungen in einem 

Zeitraum bis zum 30. Juni 2027.“ 

 

Im Übrigen bleibt § 16 der Satzung unverändert. 

 

Die derzeit gültige Satzung ist über die Internetseite der Gesellschaft unter  

https://ir.deliveryhero.com/de/articles-of-association 

abrufbar. Sie wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 

 

7. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 

2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat börsennotierter Gesellschaften haben jährlich gem. § 162 AktG einen 

klaren und verständlichen Bericht über die den Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats 

gewährte und geschuldete Vergütung im letzten Geschäftsjahr zu erstellen und der 

Hauptversammlung gem. § 120a Abs. 4 AktG zur Billigung vorzulegen. 

Der von Vorstand und Aufsichtsrat für das Geschäftsjahr 2024 erstellte Vergütungsbericht 

wurde gem. § 162 Abs. 3 AktG durch den Abschlussprüfer der Delivery Hero SE, die KPMG AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin, daraufhin geprüft, ob die gesetzlich geforderten 

Angaben nach § 162 Abs. 1, 2 AktG gemacht wurden. Der entsprechende Vermerk über die 

Prüfung des Vergütungsberichts ist diesem beigefügt. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsbericht für das Geschäftsjahr 2024 

abgedruckten sowie auf der Website https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbaren Vergütungsbericht der Delivery Hero SE für das Geschäftsjahr 2024 zu billigen. 

Der Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2024 sowie der Vermerk des Abschlussprüfers 

über die Prüfung des Vergütungsberichts sind vom Zeitpunkt der Einberufung dieser 

Hauptversammlung an unter der Internetadresse  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zugänglich. Er wird dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein. 
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8. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals/IV gem. § 4 Abs. 5 der 

Satzung, des Genehmigten Kapitals 2020/I gem. § 4 Abs. 4 der Satzung, des 

Genehmigten Kapitals 2020/II gem. § 4 Abs. 6 der Satzung und des Genehmigten 

Kapitals 2023/III gem. § 4 Abs. 20 der Satzung sowie über die entsprechenden 

Satzungsänderungen  

 

Unter den nachfolgenden Tagesordnungspunkten 8 bis 17 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat 

mehrere Beschlüsse zur Aufhebung und Neuschaffung von genehmigtem Kapital sowie zur 

(teilweisen) Aufhebung und Neuschaffung von bedingtem Kapital vor. 

Zur besseren Übersicht sind die zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

bestehenden genehmigten und bedingten Kapitalia in nachfolgender Übersicht dargestellt: 

Genehmigtes 
Kapital 

Satzungsregelung Volumen (in EUR) Laufzeit Verwendungszweck 

2020/I § 4 Abs. 4 7.055.225 17. Juni 2025 Allgemein 

IV § 4 Abs. 5 158.222 15. Juni 2027 Arbeitnehmerbeteiligung 

2020/II § 4 Abs. 6 5.836.093 17. Juni 2025 Allgemein 

2022/I § 4 Abs. 7 1.300.000 15. Juni 2027 Allgemein 

VII § 4 Abs. 8 10.861.642 15. Juni 2026 Allgemein sowie 
Arbeitnehmerbeteiligung, 
Vorstandsvergütung (bis 
zu 814.603 neue Aktien) 

2023/II § 4 Abs. 13 13.338.986 13. Juni 2028 Allgemein 

2023/I § 4 Abs. 19 4.917.168 13. Juni 2028 Allgemein 

2023/III § 4 Abs. 20 316.902 13. Juni 2028 Arbeitnehmerbeteiligung, 
Vorstandsvergütung 

2024/I § 4 Abs. 23 8.636.076 18. Juni 2029 Arbeitnehmerbeteiligung 

2024/II § 4 Abs. 24 800.000 18. Juni 2029 Vorstandsvergütung 

 

Bedingtes 
Kapital 

Satzungsregelung Volumen (in EUR) Laufzeit 
(Ermächtigung) 

Verwendungszweck 

2019/I § 4 Abs. 9 22.106.873 11. Juni 2024 Schuldverschreibungen 
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2017/II § 4 Abs. 10 2.185.000 30. Juni 2020 Aktienoptionsprogramm 

2019/II § 4 Abs. 11 1.800.000 30. Juni 2022 Aktienoptionsprogramm 

2020/I § 4 Abs. 12 20.000.000 17. Juni 2025 Schuldverschreibungen 

2021/I § 4 Abs. 14 14.000.000 15. Juni 2026 Schuldverschreibungen 

2021/II § 4 Abs. 16 2.020.000 15. Juni 2026 Aktienoptionsprogramm 

2022/I § 4 Abs. 17 12.556.343 15. Juni 2027 Schuldverschreibungen 

2022/II § 4 Abs. 18 12.556.343 15. Juni 2027 Schuldverschreibungen 

2023/I § 4 Abs. 21 13.338.986 13. Juni 2028 Schuldverschreibungen 

2023/II § 4 Abs. 22 13.338.986 13. Juni 2028 Schuldverschreibungen 

 

Die folgende Übersicht zeigt das genehmigte und bedingte Kapital, wenn die unter den 

Tagesordnungspunkten 8 bis 17 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Beschlüsse gefasst 

werden: 

Genehmigtes 
Kapital 

Satzungsregelung Volumen (in EUR) Laufzeit Verwendungszweck 

2020/I  aufgehoben   

IV  aufgehoben   

2020/II  aufgehoben   

2022/I § 4 Abs. 7 1.300.000 15. Juni 2027 Allgemein 

VII  aufgehoben   

2025/IV § 4 Abs. 8 10.047.039 17. Juni 2030 Allgemein 

2023/II  aufgehoben   

2023/I  aufgehoben   

2023/III  aufgehoben   

2024/I § 4 Abs. 23 8.636.076 18. Juni 2029 Arbeitnehmerbeteiligung 

2024/II § 4 Abs. 24 800.000 18. Juni 2029 Vorstandsvergütung 

2025/I § 4 Abs. 25 13.916.293 17. Juni 2030 Arbeitnehmerbeteiligung 

2025/II § 4 Abs. 26 14.689.082 17. Juni 2030 Allgemein 

2025/III § 4 Abs. 27 14.689.082 17. Juni 2030 Allgemein 
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Bedingtes 
Kapital 

Satzungsregelung Volumen (in EUR) Laufzeit 
(Ermächtigung) 

Verwendungszweck 

2019/I § 4 Abs. 9 18.000.000 11. Juni 2024 Schuldverschreibungen 

2017/II § 4 Abs. 10 2.185.000 30. Juni 2020 Aktienoptionsprogramm 

2019/II § 4 Abs. 11 1.800.000 30. Juni 2022 Aktienoptionsprogramm 

2020/I § 4 Abs. 12 10.000.000 17. Juni 2025 Schuldverschreibungen 

2021/I § 4 Abs. 14 9.000.000 15. Juni 2026 Schuldverschreibungen 

2021/II § 4 Abs. 16 2.020.000 15. Juni 2026 Aktienoptionsprogramm 

2022/I § 4 Abs. 17 12.556.343 15. Juni 2027 Schuldverschreibungen 

2022/II § 4 Abs. 18 12.556.343 15. Juni 2027 Schuldverschreibungen 

2023/I  aufgehoben   

2023/II  aufgehoben   

2025/I § 4 Abs. 21 14.689.082 17. Juni 2030 Schuldverschreibungen 

2025/II § 4 Abs. 22 14.689.082 17. Juni 2030 Schuldverschreibungen 

 

Unter Tagesordnungspunkt 8 ist beabsichtigt, das derzeit noch bestehende Genehmigte 

Kapital/IV gem. § 4 Abs. 5 der Satzung, das Genehmigte Kapital 2020/I gem. § 4 Abs. 4 der 

Satzung, das Genehmigte Kapital 2020/II gem. § 4 Abs. 6 der Satzung und das Genehmigte 

Kapital 2023/III gem. § 4 Abs. 20 der Satzung jeweils vollständig aufzuheben. 

Das Genehmigte Kapital/IV gem. § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft wurde zuletzt durch die 

ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft vom 16. Juni 2022 verlängert und neu gefasst. 

Die Gesellschaft hat noch vor ihrer Umwandlung in eine SE zu Zeiten der Delivery Hero GmbH an 

gegenwärtige und ehemalige Arbeitnehmer und Geschäftsführer der Delivery Hero GmbH und 

ihrer verbundenen Unternehmen, Mitglieder des Beirats der Delivery Hero GmbH und sonstige 

Begünstigte, die für die Delivery Hero GmbH oder ihre verbundenen Unternehmen tätig sind oder 

waren, im Zeitraum vom 12. April 2017 bis einschließlich 12. Mai 2017 in Ersetzung des bisher bei 

der Gesellschaft bestehenden virtuellen Beteiligungsprogramms Erwerbsrechte (Optionsrechte) 

mit Wirkung ab dem 21. April 2017 gewährt bzw. zugesagt. Zur Unterlegung dieser Erwerbsrechte 

hat die Delivery Hero GmbH damals ein genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital/IV) 

geschaffen. Zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung beträgt das Volumen des 
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Genehmigten Kapitals noch EUR 158.222,00, jedoch stehen keine entsprechenden Optionsrechte 

mehr aus. Vor diesem Hintergrund soll das Genehmigte Kapital/IV in § 4 Abs. 5 der Satzung 

vollständig aufgehoben werden. 

Die Ermächtigung des Vorstands gem. § 4 Abs. 4 der Satzung in Form des Genehmigten Kapitals 

2020/I läuft am 17. Juni 2025 aus. Vor diesem Hintergrund soll daher das Genehmigte Kapital 

2020/I in § 4 Abs. 4 der Satzung vollständig aufgehoben werden. 

Die Ermächtigung des Vorstands gem. § 4 Abs. 6 der Satzung in Form des Genehmigten Kapitals 

2020/II läuft am 17. Juni 2025 aus. Vor diesem Hintergrund soll das Genehmigte Kapital 2020/II 

in § 4 Abs. 6 der Satzung ebenfalls vollständig aufgehoben werden. 

Ferner ist der Vorstand derzeit nach § 4 Abs. 20 der Satzung ermächtigt, das Grundkapital der 

Gesellschaft in der Zeit bis zum 13. Juni 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 

insgesamt EUR 316.902,00 durch Ausgabe von bis zu 316.902 neuen, auf den Namen lautenden 

Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2023/III). Nach eingehender Analyse hat sich gezeigt, dass das 

bestehende Genehmigte Kapital 2023/III aufgrund seines geringen Volumens und der damit 

verbundenen Einschränkungen nicht mehr als praktikables und effizientes Instrument zur 

Kapitalbeschaffung dient. Angesichts dieser Umstände ist die Gesellschaft zu dem Schluss 

gekommen, dass eine Aufrechterhaltung des Genehmigten Kapitals 2023/III nicht sinnvoll ist. 

Daher wird die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2023/III vorgeschlagen, um die 

Kapitalstruktur der Gesellschaft zu vereinfachen und Verwaltungsaufwand zu reduzieren. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a. Aufhebung der Ermächtigung des Vorstands gem. § 4 Abs. 5 der Satzung (Genehmigtes 

Kapital/IV) 

Die in § 4 Abs. 5 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form des Genehmigten 

Kapitals/IV wird aufgehoben, soweit im Zeitpunkt der Eintragung dieser Aufhebung von dem 

Genehmigten Kapital/IV noch kein Gebrauch gemacht wurde. 

b. Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 5 der Satzung wird gestrichen und bleibt ersatzlos frei wie folgt: 
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„(5) - bleibt frei.“ 

c. Aufhebung der Ermächtigung des Vorstands gem. § 4 Abs. 4 der Satzung 

(Genehmigtes Kapital 2020/I) 

Die in § 4 Abs. 4 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form des Genehmigten 

Kapitals 2020/I wird aufgehoben, soweit im Zeitpunkt der Eintragung dieser Aufhebung von dem 

Genehmigten Kapital 2020/I noch kein Gebrauch gemacht wurde. 

d. Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 4 der Satzung wird gestrichen und bleibt ersatzlos frei wie folgt: 

„(4) - bleibt frei.“ 

e. Aufhebung der Ermächtigung des Vorstands gem. § 4 Abs. 6 der Satzung (Genehmigtes 

Kapital 2020/II) 

Die in § 4 Abs. 6 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form des Genehmigten 

Kapitals 2020/II wird aufgehoben, soweit im Zeitpunkt der Eintragung dieser Aufhebung von dem 

Genehmigten Kapital 2020/II noch kein Gebrauch gemacht wurde. 

f. Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 6 der Satzung wird gestrichen und bleibt ersatzlos frei wie folgt: 

„(6) - bleibt frei.“ 

g. Aufhebung der Ermächtigung des Vorstands gem. § 4 Abs. 20 der Satzung 

(Genehmigtes Kapital 2023/III) 

Die in § 4 Abs. 20 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form des Genehmigten 

Kapitals 2023/III wird aufgehoben, soweit im Zeitpunkt der Eintragung dieser Aufhebung von dem 

Genehmigten Kapital 2023/III noch kein Gebrauch gemacht wurde. 

h. Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 20 der Satzung wird gestrichen und bleibt ersatzlos frei wie folgt: 

„(20) - bleibt frei.“ 
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9. Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2025/I 

(Mitarbeiterbeteiligung) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der 

Aktionäre und die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Die Gesellschaft beabsichtigt, im Rahmen eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/I eine 

Ermächtigung zur Ausgabe von Aktien der Delivery Hero SE an Arbeitnehmer der Delivery Hero 

SE, Mitglieder der Geschäftsführungsorgane und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft 

verbundenen Unternehmen („Mitarbeiter“) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des 

Bezugsrechts zu schaffen. Auf diese Weise erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, diesem 

Personenkreis Mitarbeiteraktien im Rahmen eines Incentivierungsprogramms anzubieten. Die 

Beteiligung von Mitarbeitern im Rahmen eines Incentivierungsprogramms liegt im 

wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre, da hierdurch die Identifikation 

der Mitarbeiter mit dem Unternehmen, die Übernahme der Mitarbeiterverantwortung und die 

Bindung der Mitarbeiter an das Unternehmen gefördert werden. Ihre Ausgabe ermöglicht der 

Gesellschaft, in Übereinstimmung mit der Unternehmensstrategie langfristige Anreize zu setzen, 

bei denen nicht nur positive, sondern auch negative Entwicklungen Berücksichtigung finden. Es 

handelt sich somit um ein Instrument, mit dem im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre 

eine größere wirtschaftliche Verantwortung der Mitarbeiter unter Schonung der 

Eigenkapitalausstattung erreicht werden kann. Die Ermächtigung trägt zudem dem Umstand 

Rechnung, dass die Gesellschaft in einem Wettbewerb um qualifizierte Mitarbeiter steht. Diesem 

Wettbewerb muss sich die Gesellschaft stellen, um ihre Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig zu 

fördern und zu stärken. 

Vor diesem Hintergrund soll zum Zweck der Mitarbeiterbeteiligung in einem neuen § 4 Abs. 25 der 

Satzung ein Genehmigtes Kapital 2025/I im Umfang von EUR 13.916.293,00 geschaffen werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/I 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 13.916.293,00 (in Worten: Euro dreizehn Millionen 
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neunhundertsechzehntausendzweihundertdreiundneunzig) durch Ausgabe von bis zu 13.916.293 

neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder 

mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/I). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei auch von 

einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug 

anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/I im 

Folgenden Fall auszuschließen: 

- zur Gewährung von Aktien an Arbeitnehmer der Delivery Hero SE sowie an Mitglieder der 

Geschäftsführungsorgane und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG bzw. an Gesellschaften, deren unmittelbarer 

alleiniger wirtschaftlicher und rechtlicher Eigentümer die vorstehend genannten 

Personen sind, auch gegen Einbringung von Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

verbundenen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Einzelheiten und 

Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital und der 

Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch 

abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien können insbesondere 

auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres 

ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein 

Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres 

noch nicht gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/I oder 

Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/I die Fassung der Satzung 

entsprechend anzupassen. 

b) Satzungsänderung 
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In § 4 der Satzung wird Abs. 25 neu eingefügt wie folgt: 

„(25) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 13.916.293,00 (in Worten: 

Euro dreizehn Millionen 

neunhundertsechzehntausendzweihundertdreiundneunzig) durch Ausgabe von bis 

zu 13.916.293 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/I). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 

dabei auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im 

Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des 

Genehmigten Kapitals 2025/I im Folgenden Fall auszuschließen: 

- zur Gewährung von Aktien an Arbeitnehmer der Delivery Hero SE sowie an 

Mitglieder der Geschäftsführungsorgane und Arbeitnehmer von mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG bzw. 

an Gesellschaften, deren unmittelbarer alleiniger wirtschaftlicher und 

rechtlicher Eigentümer die vorstehend genannten Personen sind, auch 

gegen Einbringung von Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

verbundenen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können insbesondere auch mit 

Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 

Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen 
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Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den 

Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2025/I oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/I 

die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.“ 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 9 vorgeschlagenen 

Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. 

§ 186 Abs. 4 S. 2 AktG ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

10. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2023/I in § 4 Abs. 19 

und des Genehmigten Kapitals 2023/II in § 14 Abs. 13 der Satzung sowie über die 

Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/II mit der Möglichkeit des 

Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre sowie die entsprechenden 

Satzungsänderungen in § 4 der Satzung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft vom 14. Juni 2023 hat unter 

Tagesordnungspunkt 9 in § 4 Abs. 19 in Form des Genehmigten Kapitals 2023/I bzw. unter 

Tagesordnungspunkt 10 in § 4 Abs. 13 der Satzung in Form des Genehmigten Kapitals 2023/II 

jeweils eine Ermächtigung für den Vorstand zur Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft 

geschaffen.  

Zum Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung ist der Vorstand unter dem 

Genehmigten Kapital 2023/I nach § 4 Abs. 19 ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 13. 

Juni 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 4.917.168,00 durch 

Ausgabe von bis zu 4.917.168 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen. Unter dem Genehmigten Kapital 2023/II nach 
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§ 4 Abs. 13 der Satzung ist der Vorstand derzeit noch ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis 

zum 13. Juni 2028 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 13.338.986,00 durch 

Ausgabe von bis zu 13.338.986 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen. 

Infolge der teilweisen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2023/I unter Ausschluss des 

Bezugsrechts sind beide Ermächtigungen nicht mehr vollständig ausnutzbar.  

Für die Gesellschaft ist es von Vorteil, ihren Finanzbedarf schnell und flexibel decken zu können, 

schnell auf Marktgegebenheiten reagieren und ihre Eigenmittel erhöhen zu können, als auch 

Aktien im Rahmen einer Sachkapitalerhöhung bereitstellen zu können. Dabei ist die Verfügbarkeit 

von Finanzierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jährlichen ordentlichen 

Hauptversammlungen von besonderer Wichtigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem entsprechende 

Mittel beschafft werden müssen, nicht immer im Voraus bestimmt werden kann. Entsprechend 

sind Entscheidungen zur Deckung eines derartigen Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu 

treffen. Etwaige Transaktionen können im Wettbewerb mit anderen Unternehmen zudem häufig 

nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum 

Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns zur Verfügung stehen. Der Gesetzgeber hat dem sich daraus 

ergebenden Bedürfnis der Unternehmen Rechnung getragen und räumt Aktiengesellschaften die 

Möglichkeit ein, die Verwaltung befristet und betragsmäßig beschränkt zu ermächtigen, das 

Grundkapital, ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen. Vor diesem 

Hintergrund sind gängige Anlässe für die Inanspruchnahme eines genehmigten Kapitals die 

Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben. 

Es ist daher beabsichtigt, unter diesem Tagesordnungspunkt 10 über die Aufhebung des 

bestehenden Genehmigten Kapitals 2023/I in § 4 Abs. 19 sowie über die Aufhebung des 

Genehmigten Kapitals 2023/II in § 4 Abs. 13 der Satzung und über die Neuschaffung eines 

Genehmigten Kapitals 2025/II in § 4 Abs. 26 der Satzung mit der Möglichkeit des Ausschlusses des 

Bezugsrechts der Aktionäre Beschluss zu fassen. Unter dem nachfolgenden Tagesordnungspunkt 

11 soll über die Neuschaffung eines weiteren neuen Genehmigten Kapitals 2025/III mit der 

Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre Beschluss gefasst werden. Um den 

Aktionären ausreichend Schutz vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung an der Gesellschaft zu 

gewähren, soll auch das unter diesem Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagene neue Genehmigte 
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Kapital 2025/II seinem Umfang nach erneut auf lediglich 5 % des derzeitigen Grundkapitals und 

damit auf EUR 14.689.082,00 begrenzt sein. Die Aufhebung des derzeit bestehenden 

Genehmigten Kapitals 2023/I sowie Genehmigten Kapitals 2023/II soll unter der Bedingung 

stehen, dass sowohl das neue Genehmigte Kapital 2025/II als auch das Genehmigte Kapital 

2025/III wirksam werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Aufhebung der Ermächtigungen des Vorstands gem. § 4 Abs. 19 und § 4 Abs. 13 der 

Satzung (Genehmigtes Kapital 2023/I und Genehmigtes Kapital 2023/II) 

Die in § 4 Abs. 19 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form des Genehmigten 

Kapitals 2023/I und die in § 4 Abs. 13 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form 

des Genehmigten Kapitals 2023/II wird jeweils mit Wirkung auf die Eintragungen des unter diesem 

Tagesordnungspunkt 10 beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2025/II in § 4 Abs. 26 und 

des unter Tagesordnungspunkt 11 beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2025/III in § 4 Abs. 

27 der Satzung aufgehoben, soweit im Zeitpunkt der Eintragung dieser Aufhebung von dem 

Genehmigten Kapital 2023/I bzw. Genehmigten Kapital 2023/II noch kein Gebrauch gemacht 

wurde. 

b) Satzungsänderungen 

§ 4 Abs. 19 der Satzung wird mit Wirkung auf die Eintragung des unter diesem 

Tagesordnungspunkt 10 beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2025/II in § 4 Abs. 26 und 

des unter Tagesordnungspunkt 11 beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2025/III in § 4 Abs. 

27 der Satzung gestrichen und bleibt ersatzlos frei wie folgt: 

„(19) - bleibt frei.“ 

§ 4 Abs. 13 der Satzung wird mit Wirkung auf die Eintragung des unter diesem 

Tagesordnungspunkt 10 beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2025/II in § 4 Abs. 26 und 

des unter Tagesordnungspunkt 11 beschlossenen neuen Genehmigten Kapitals 2025/III in § 4 Abs. 

27 der Satzung gestrichen und bleibt ersatzlos frei wie folgt: 

„(13) - bleibt frei.“ 

c) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/II 
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Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 14.689.082,00 (in Worten: vierzehn Millionen 

sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) durch Ausgabe von bis zu 14.689.082 

neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder 

mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/II). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei auch von 

einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug 

anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/II 

auszuschließen,   

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

(ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien 

den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich 

unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass der rechnerisch 

auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen 

Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 

Genehmigten Kapitals 2025/II noch – wenn dieser Betrag geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausübung des Genehmigten Kapitals 2025/II überschreiten darf. Auf diese Begrenzung 

von 10 % des Grundkapitals ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) 

der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/II 

aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 

186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungs- 

bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) 
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ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die entsprechenden 

Schuldverschreibungen während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/II in 

entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre ausgegeben werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/II auf der Grundlage anderer 

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen, die 

von der Gesellschaft oder durch deren nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben 

werden, bei Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer 

Wandlungs- bzw. Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, 

soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen 

oder Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren 

nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue 

Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder 

Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als 

Aktionäre zustünde; 

(iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre 

Konzerngesellschaften; 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Einzelheiten und 

Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital und der 

Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch 

abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit 

gesetzlich zulässig, insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe 

vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der 
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neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/II oder 

Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/II die Fassung der Satzung 

entsprechend anzupassen. 

d) Satzungsänderung 

Nach dem ebenfalls neu einzufügenden § 4 Abs. 25 der Satzung wird ein neuer § 4 Abs. 26 

eingefügt wie folgt:   

„(26) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 14.689.082,00 (in Worten: 

vierzehn Millionen sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) durch 

Ausgabe von bis zu 14.689.082 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2025/II). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei 

auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 

Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 

Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 

Kapitals 2025/II auszuschließen, 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

(ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht 

wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, 

dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die 

Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des 
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Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2025/II noch – wenn dieser Betrag 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2025/II 

überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der 

anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/II aufgrund einer 

Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 

3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/II in entsprechender Anwendung des § 

186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2025/II auf der Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, soweit es 

erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben 

werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 
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(iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

ihre Konzerngesellschaften. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Einzelheiten 

und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital 

und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen 

Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien 

können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn 

des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im 

Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der 

Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden 

ist. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/II oder 

Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/II die Fassung der 

Satzung entsprechend anzupassen.“ 

e) Anweisung zur Handelsregisteranmeldung 

Der Vorstand wird angewiesen, die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2023/I in § 4 Abs. 19 

der Satzung und des Genehmigten Kapitals 2023/II in § 4 Abs. 13 der Satzung dergestalt zur 

Eintragung in das Handelsregister anzumelden, dass zunächst das unter diesem 

Tagesordnungspunkt 10 beschlossene neue Genehmigte Kapital 2025/II in § 4 Abs. 26 der Satzung 

sowie das unter Tagesordnungsunkt 11 beschlossene neue Genehmigte Kapital 2025/III in § 4 Abs. 

27 der Satzung in das Handelsregister eingetragen werden. 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 10 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 10 vorgeschlagenen Ermächtigung 

des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG ist über die Internetseite der Gesellschaft 
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https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

11. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/III mit 

der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre sowie die 

entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Im Zusammenhang mit der unter Tagesordnungspunkt 10 dargestellten Aufhebung des 

Genehmigten Kapitals 2023/I gem. § 4 Abs. 19 und des Genehmigten Kapitals 2023/II gem. § 14 

Abs. 13 der Satzung für Zwecke der Schaffung zweier neuer Ermächtigungen in Form eines 

genehmigten Kapitals, ist beabsichtigt unter diesem Tagesordnungspunkt 11 ein neues 

Genehmigtes Kapital 2025/III in § 4 Abs. 27 der Satzung mit der Möglichkeit des Ausschlusses des 

Bezugsrechts der Aktionäre zu schaffen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

a) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/III 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 14.689.082,00 (in Worten: vierzehn Millionen 

sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) durch Ausgabe von bis zu 14.689.082 

neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder 

mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/III). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei auch von 

einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug 

anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/III 

auszuschließen,   
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(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

(ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht 

wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, 

dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die 

Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2025/III noch – wenn dieser Betrag 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2025/III 

überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der 

anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/III aufgrund einer 

Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 

3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/III in entsprechender Anwendung des § 

186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2025/III auf der Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. 
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Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, soweit es 

erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben 

werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 

(iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

ihre Konzerngesellschaften; 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere 

auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 

Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/III 

oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/III die Fassung 

der Satzung entsprechend anzupassen. 

b) Satzungsänderung 

Nach dem ebenfalls neu einzufügenden § 4 Abs. 26 der Satzung wird ein neuer § 4 Abs. 27 

eingefügt wie folgt:   
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„(27) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 14.689.082,00 (in Worten: 

vierzehn Millionen sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) durch 

Ausgabe von bis zu 14.689.082 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2025/III). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei 

auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 

Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der 

Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten 

Kapitals 2025/III auszuschließen, 

(i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

(ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht 

wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, 

dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die 

Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2025/III noch – wenn dieser Betrag 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2025/III 

überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der 

anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/III aufgrund einer 

Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 

3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 
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Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/III in entsprechender Anwendung des § 

186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2025/III auf der Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, soweit es 

erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben 

werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 

(iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 

Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

ihre Konzerngesellschaften. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren Einzelheiten 

und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus genehmigtem Kapital 
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und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die Gewinnberechtigung der neuen 

Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG ausgestaltet werden; die neuen Aktien 

können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn 

des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im 

Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der 

Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden 

ist. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/III oder 

Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/III die Fassung der 

Satzung entsprechend anzupassen.“ 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 11 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 11 vorgeschlagenen Ermächtigung 

des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

12. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals/VII gem. § 4 Abs. 8 

der Satzung sowie über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/IV mit 

der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre und die 

entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft vom 16. Juni 2021 hat den Vorstand unter 

Tagesordnungspunkt 7 in § 4 Abs. 8 der Satzung ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 

15. Juni 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 13.725.505,00 durch 

Ausgabe von bis zu 13.725.505 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital/VII). Unter 

dem Genehmigten Kapital/VII ist der Vorstand derzeit noch ermächtigt, das Grundkapital in der 
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Zeit bis zum 15. Juni 2026 um bis zu insgesamt EUR 10.861.642,00 durch Ausgabe von bis zu 

10.861.642 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 

einmalig oder mehrmals zu erhöhen. Unter lit. (v) sieht das Genehmigte Kapital/VII zudem vor, 

dass bis zu 814.603 neue Aktien im Rahmen eines langfristigen Incentivierungsprogramms an 

Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der Gesellschaft sowie an Mitglieder der 

Geschäftsführungsorgane und Arbeitnehmer von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG ausgegeben werden können.  

Wegen der zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und neuer 

Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts ist das Genehmigte Kapital/VII nur noch eingeschränkt 

ausnutzbar, weil der bei der Ausgabe der Wandelschuldverschreibungen bzw. Aktien erfolgte 

Bezugsrechtsausschluss auf die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei 

einer vereinfachten Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen aus genehmigtem Kapital anzurechnen 

ist. 

Die Gesellschaft ist darauf angewiesen, ihren Finanzbedarf kurzfristig und flexibel decken zu 

können, um rasch auf Marktveränderungen zu reagieren, ihre Eigenmittel zu stärken oder Aktien 

im Rahmen einer Sachkapitalerhöhung bereitzustellen. Da sich der genaue Zeitpunkt solcher 

Finanzierungsbedarfe nicht immer vorab bestimmen lässt, ist die Verfügbarkeit geeigneter 

Finanzierungsinstrumente – unabhängig von ordentlichen Hauptversammlungen – essenziell. Um 

im Wettbewerb handlungsfähig zu bleiben, müssen entsprechende Mittel bereits zu Beginn von 

Verhandlungen bereitstehen. Der Gesetzgeber trägt dem Rechnung, indem er 

Aktiengesellschaften erlaubt, die Verwaltung befristet zur Kapitalerhöhung zu ermächtigen. 

Typische Anlässe für die Nutzung dieses genehmigten Kapitals sind die Eigenkapitalstärkung und 

Beteiligungserwerbe. 

Die Gesellschaft beabsichtigt daher, das Genehmigte Kapital/VII aufzuheben und im Rahmen 

eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/IV im selben Umfang eine neue Ermächtigung zur 

Ausgabe von Aktien der Delivery Hero SE mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts 

der Aktionäre zu schaffen. Hierbei soll jedoch die Möglichkeit, neue Aktien im Rahmen eines 

langfristigen Incentivierungsprogramms an Mitglieder des Vorstands und Arbeitnehmer der 

Gesellschaft sowie an Mitglieder der Geschäftsführungsorgane und Arbeitnehmer von mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG auszugeben, nicht neu 

geschaffen werden, sondern entfallen. 
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen 

 

a) Aufhebung des Genehmigten Kapitals/VII 

Die in § 4 Abs. 8 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands in Form des Genehmigten 

Kapitals/VII, wird mit Wirkung auf die Eintragung des unter diesem Tagesordnungspunkt 12 

beschlossenen Genehmigten Kapitals 2025/IV aufgehoben, soweit im Zeitpunkt der Eintragung 

dieser Aufhebung von dem Genehmigten Kapital/VII noch kein Gebrauch gemacht wurde. 

 

b) Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2025/IV 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 10.047.039,00 (in Worten: zehn Millionen 

siebenundvierzigtausendneununddreißig Euro) durch Ausgabe von bis zu 10.047.039 neuen, auf 

den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025/IV). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können dabei auch von 

einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug 

anzubieten. 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des Genehmigten Kapitals 2025/IV 

auszuschließen,   

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen 

Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht 

wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, 

dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 

S. 4 AktG ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die 

Grenze von 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens des Genehmigten Kapitals 2025/IV noch – wenn dieser Betrag 

geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2025/IV 
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überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist der 

anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien entfällt, die 

während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/IV aufgrund einer 

Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gem. §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 

3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts veräußert werden; (b) der auf 

Aktien entfällt, die zur Bedienung von Bezugsrechten oder in Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder -pflichten aus Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) ausgegeben werden können oder 

auszugeben sind, sofern die entsprechenden Schuldverschreibungen während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/IV in entsprechender Anwendung des § 

186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2025/IV auf der Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in entsprechender Anwendung 

von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden; 

iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung des 

Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- bzw. 

Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können sowie, soweit es 

erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. 

Gläubigern von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen oder Optionsschuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder deren nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben 

werden, ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung von 

Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 

iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im Rahmen von 

Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch mittelbaren) Erwerb von 
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Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von 

Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder 

ihre Konzerngesellschaften; 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, insbesondere 

auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden 

Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien 

ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/IV 

oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025/IV die Fassung 

der Satzung entsprechend anzupassen. 

 

c) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 8 der Satzung wird geändert und insgesamt neu gefasst wie folgt: 

 

„(8) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 17. Juni 2030 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu insgesamt EUR 10.047.039,00 (in Worten: 

zehn Millionen siebenundvierzigtausendneununddreißig Euro) durch Ausgabe von 

bis zu 10.047.039 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2025/IV). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können 

dabei auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder Unternehmen im 

Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 

den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten. 
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Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats für eine oder mehrere Kapitalerhöhungen im Rahmen des 

Genehmigten Kapitals 2025/IV auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) bei einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet; diese Ermächtigung gilt 

jedoch nur mit der Maßgabe, dass der rechnerisch auf die unter Ausschluss 

des Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegebenen Aktien 

entfallende Anteil am Grundkapital insgesamt die Grenze von 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft weder zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

des Genehmigten Kapitals 2025/IV noch – wenn dieser Betrag geringer ist 

– zum Zeitpunkt der Ausübung des Genehmigten Kapitals 2025/IV 

überschreiten darf. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, (a) der auf Aktien 

entfällt, die während der Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/IV 

aufgrund einer Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gem. §§ 71 

Abs. 1 Nr. 8 S. 5, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss eines Bezugsrechts 

veräußert werden; (b) der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung von 

Bezugsrechten oder in Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten 

oder -pflichten aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen „Schuldverschreibungen“) 

ausgegeben werden können oder auszugeben sind, sofern die 

entsprechenden Schuldverschreibungen während der Laufzeit des 

Genehmigten Kapitals 2025/IV in entsprechender Anwendung des § 186 

Abs. 3 S. 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

ausgegeben werden; sowie (c) der auf Aktien entfällt, die während der 

Laufzeit des Genehmigten Kapitals 2025/IV auf der Grundlage anderer 

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 
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entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben 

werden; 

iii) soweit dies erforderlich ist, um Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder durch deren 

nachgeordnete Konzernunternehmen ausgegeben werden, bei Ausübung 

des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung einer Wandlungs- 

bzw. Optionspflicht neue Aktien der Gesellschaft gewähren zu können 

sowie, soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten 

ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen oder 

Optionsschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder deren 

nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegeben werden, ein 

Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung 

von Wandlungs- bzw. Optionspflichten als Aktionäre zustünde; 

iv) im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere im 

Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder zum (auch 

mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen oder Ansprüchen 

auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich Forderungen 

gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, die weiteren 

Einzelheiten und Bedingungen der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus 

genehmigtem Kapital und der Aktienausgabe festzulegen. Dabei kann die 

Gewinnberechtigung der neuen Aktien auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 

ausgestaltet werden; die neuen Aktien können, soweit gesetzlich zulässig, 

insbesondere auch mit Gewinnberechtigung ab Beginn des ihrer Ausgabe 

vorangehenden Geschäftsjahres ausgestattet werden, wenn im Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der 

Hauptversammlung über den Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst 

worden ist. 
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Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, nach Ausnutzung des Genehmigten Kapital 

2025/IV oder Ablauf der Frist für die Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2025/IV die Fassung der Satzung entsprechend anzupassen.“ 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 12 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 12 vorgeschlagenen Ermächtigung 

des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

13. Beschlussfassung über die Aufhebung der unter Tagesordnungspunkt 12 der 

Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit 

der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts sowie über die Aufhebung des 

Bedingten Kapitals 2023/I; Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts und über die 

Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/I sowie über die entsprechenden 

Satzungsänderungen in § 4 der Satzung 

 

Unter Tagesordnungspunkt 13 und Tagesordnungspunkt 14 ist beabsichtigt, die derzeit 

bestehenden Ermächtigungen zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen und das jeweils 

dazugehörige bedingte Kapital aufzuheben und stattdessen zwei neue Ermächtigungen zur 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des Ausschlusses des 

Bezugsrechts sowie jeweils ein dazugehöriges bedingtes Kapital zu schaffen. 
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Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 unter Tagesordnungspunkt 12 wurde 

der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 13. Juni 2028 einmalig oder 

mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen im Nennbetrag 

von bis zu EUR 3.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den 

Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf 

Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 

13.338.986,00 zu gewähren. In diesem Zusammenhang wurde das Grundkapital der Gesellschaft 

um bis zu EUR 13.338.986,00 in § 4 Abs. 21 der Satzung bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/I).  

Von der bestehenden Ermächtigung ist bisher kein Gebrauch gemacht worden. Wegen der 

zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts unter 

anderen Ermächtigungen ist sie dennoch nur noch eingeschränkt ausnutzbar, da der bei der 

Ausgabe der neuen Aktien erfolgte Bezugsrechtsausschluss auf die Ermächtigung zur Ausgabe 

von Wandelschuldverschreibungen anzurechnen ist. Um der Gesellschaft auch künftig die 

erforderliche Flexibilität zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen zur 

Unternehmensfinanzierung zu geben, sollen die unter Tagesordnungspunkt 12 der 

Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 beschlossene Ermächtigung sowie das dazugehörige 

Bedingte Kapital 2023/I aufgehoben und eine neue, grundsätzlich gleichlautende Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des 

Ausschlusses des Bezugsrechts und ein neues bedingtes Kapital geschaffen werden. Um den 

Aktionären ausreichend Schutz vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung an der Gesellschaft zu 

gewähren, soll das neue Bedingte Kapital 2025/I seinem Umfang nach erneut auf lediglich 5 % des 

derzeitigen Grundkapitals begrenzt werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Aufhebung der unter Tagesordnungspunkt 12 der Hauptversammlung vom 14. Juni 

2023 erteilten Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit der 

Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts  
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Die derzeit bestehende unter Tagesordnungspunkt 12 der Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 

erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des 

Ausschlusses des Bezugsrechts wird mit Wirkung auf das Wirksamwerden der unter diesem 

Tagesordnungspunkt 13 vorgeschlagenen neuen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts 

aufgehoben, soweit von ihr bis dahin kein Gebrauch gemacht wurde. 

 

b) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2023/I 

Das Bedingte Kapital 2023/I gem. § 4 Abs. 21 der Satzung wird mit Wirkung auf das 

Wirksamwerden der unter diesem Tagesordnungspunkt 13 vorgeschlagenen neuen 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des 

Ausschlusses des Bezugsrechts aufgehoben. 

 

c) Schaffung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juni 2030 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 

gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Nennbetrag von bis zu EUR 3.000.000.000,00 

mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Gläubigern oder Inhabern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 14.689.082,00 nach näherer 

Maßgabe der jeweiligen Options- oder Wandelanleihebedingungen oder 

Genussrechtsbedingungen (im Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung, aber auch gegen 

Erbringung einer Sacheinlage, insbesondere die Beteiligung an anderen Unternehmen 

erfolgen. 
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Die jeweiligen Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht sowie ein 

Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien der Gesellschaft zum Ende der 

Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt vorsehen (in beliebiger Kombination). Die 

Ermächtigung umfasst die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit die 

Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. 

Optionsrecht Gebrauch machen, ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder 

Andienungen von Aktien erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen 

oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes 

begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch von der Gesellschaft abhängige oder im 

unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften begeben 

werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die abhängige oder im 

Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu 

übernehmen und den Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren sowie weitere, für die 

erfolgreiche Begebung der Schuldverschreibungen erforderliche Erklärungen abzugeben 

und Handlungen vorzunehmen. Bei Emission der Schuldverschreibungen können oder 

werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte 

Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

die Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 
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ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer abhängigen oder unmittelbar oder mittelbar in 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden oder noch 

werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 

der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten als Aktionär zustünde; 

iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und 

der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Wert der Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich im 

Sinne der §§ 221 Abs. 4 S. 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet. Diese 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für 

Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 Hs. 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 

4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden; 

iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen oder Sachleistungen, 

insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 

Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen 

oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG 

verbundene Unternehmen, ausgegeben werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird der 
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Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe 

des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. 

Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung 

aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme entsprechen. 

cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 

Gläubiger ihre Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien der 

Gesellschaft wandeln. Die Anleihebedingungen können auch eine Pflichtwandlung zum 

Ende der Laufzeit oder einem früheren Zeitpunkt vorsehen oder ein Andienungsrecht des 

Emittenten beinhalten. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 

eine Aktie der Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des 

unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch 

den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das 

Wandlungsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann 

eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 

Bedingungen können auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 

nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedingungen zum Bezug von 

Aktien der Gesellschaft berechtigen oder verpflichten oder ein Andienungsrecht des 

Emittenten beinhalten. Die Bedingungen können vorsehen, dass der Optionspreis ganz 
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oder teilweise auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden 

kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer 

Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Bezugsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann 

eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 

Bedingungen können auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag 

am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch 

„Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit 

den Inhabern von Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen kann der 

Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie dem volumengewichteten Durchschnitt der 

Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der zehn (10) 

aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit 

entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter nachstehender lit. c) ee) genannten 

Mindestpreises liegt. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je Teilschuldverschreibung 

auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. § 9 Abs. 1 i. V. m. § 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

ee) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit 

Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist – 

entweder mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der 

Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

an den zehn (10) Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main vor dem Tag der endgültigen 
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Entscheidung des Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen oder über 

die Annahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von 

Schuldverschreibungen betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts 

– mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) während 

(i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main 

gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage des 

Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Bezugspreises, entsprechen. §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG bleiben 

unberührt. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. 

Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können 

insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber auch 

in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-

/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall anderer 

Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die 

während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie z. B. einer 

Kontrollerlangung durch einen Dritten) oder wenn den Inhabern von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach 

Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises kann 

auch nach Maßgabe der näheren Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine 

Barzahlung bei Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für 

andere Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder 

Optionsrechte führen können (z. B. auch bei Zahlung einer Dividende), eine wertwahrende 

Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. Darüber hinaus kann die 

Gesellschaft für den Fall einer vorzeitigen Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 
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die Zahlung einer angemessenen Entschädigung gewähren. In jedem Fall darf der 

anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 

den Nennbetrag der jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten oder zum 

Zwecke der Andienung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital der 

Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen 

werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder Optionsausübung oder bei 

Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den Inhabern der Schuldverschreibungen 

nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Fälligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder 

teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags, Aktien der Gesellschaft oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 

die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Erfüllung der 

Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der 

Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite 

in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von 

Verwässerungsschutzbestimmungen während der Laufzeit verändert werden kann. 

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 

der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und 

Stückelung, Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder Optionszeitraum 

festzusetzen oder im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen 

begebenden, abhängigen oder in unmittelbarem oder mittelbarem Mehrheitsbesitz 

stehenden Gesellschaft festzulegen. 
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d) Schaffung des Bedingten Kapitals 2025/I 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 14.689.082,00 (in Worten: vierzehn 

Millionen sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) durch Ausgabe von bis zu 

14.689.082 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem 

rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2025/I). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die 

aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben werden. Die Ausgabe der 

neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im 

unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 

vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses bis zum 17. Juni 2030 ausgegeben oder garantiert 

werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von Aktien 

erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der 

Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch 

andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn 

teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im 

Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- 

oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss 

der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn 

teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
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bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung 

entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2025/I und nach Ablauf 

sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 

e) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 21 wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(21) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 14.689.082,00 (in Worten: 

vierzehn Millionen sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) 

durch Ausgabe von bis zu 14.689.082 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je 

Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025/I). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder 

Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund 

des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 unter 

Tagesordnungspunkt 13 ausgegeben worden sind. Die Ausgabe der neuen Aktien 

erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 

Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 

oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 bis zum 17. Juni 2030 ausgegeben oder 

garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen 

oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen 

erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft – 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft gewährt 

und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder 
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Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem 

Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien nehmen 

von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle 

nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der 

Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, 

dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der 

Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- 

oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch 

kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung entsprechend der 

jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2025/I und nach Ablauf 

sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 13 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 13 vorgeschlagenen Ermächtigung 

des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 221 Abs. 4 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

 

14. Beschlussfassung über die Aufhebung der unter Tagesordnungspunkt 13 der 

Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 beschlossenen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit 

der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts sowie über die Aufhebung des 

Bedingten Kapitals 2023/II; Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts und über die 
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Schaffung eines Bedingten Kapitals 2025/II sowie über die entsprechenden 

Satzungsänderungen in § 4 der Satzung 

 

Wie unter vorstehenden Tagesordnungspunkt 13 erläutert, soll unter diesem 

Tagesordnungspunkt 14 die weitere noch bestehende Ermächtigung sowie das dazugehörige 

Bedingte Kapital 2023/II aufgehoben werden, um eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts sowie ein 

dazugehöriges neues Bedingtes Kapital 2025/II zu schaffen. 

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 unter Tagesordnungspunkt 13 wurde 

der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 13. Juni 2028 einmalig oder 

mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen im Nennbetrag 

von bis zu EUR 3.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben. In diesem 

Zusammenhang wurde das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 13.338.986,00 in § 4 Abs. 

22 der Satzung bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2023/II).  

Von der bestehenden Ermächtigung ist bisher kein Gebrauch gemacht worden. Wegen der 

zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe neuer Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts unter 

anderen Ermächtigungen ist sie dennoch ebenfalls nur noch eingeschränkt ausnutzbar, da der bei 

der Ausgabe der neuen Aktien erfolgte Bezugsrechtsausschluss auf die Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen anzurechnen ist. Um der Gesellschaft auch künftig 

die erforderliche Flexibilität zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

zur Unternehmensfinanzierung zu geben, sollen die weitere bestehende Ermächtigung sowie das 

dazugehörige Bedingte Kapital 2023/II aufgehoben und eine neue, grundsätzlich gleichlautende 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit der 

Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts und ein neues bedingtes Kapital geschaffen 

werden. Um den Aktionären ausreichend Schutz vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung an der 

Gesellschaft zu gewähren, soll das neue Bedingte Kapital 2025/II seinem Umfang nach erneut auf 

lediglich 5 % des derzeitigen Grundkapitals begrenzt werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
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a) Aufhebung der unter Tagesordnungspunkt 13 der Hauptversammlung vom 14. Juni 

2023 erteilten Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) mit der 

Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts  

Die derzeit bestehende unter Tagesordnungspunkt 13 der Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 

erteilte Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum 

Ausschluss des Bezugsrechts wird mit Wirkung auf das Wirksamwerden der unter diesem 

Tagesordnungspunkt 14 vorgeschlagenen neuen Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen aufgehoben, soweit von ihr bis dahin kein Gebrauch gemacht 

wurde. 

 

b) Aufhebung des Bedingten Kapitals 2023/II 

Das Bedingte Kapital 2023/II gem. § 4 Abs. 22 der Satzung wird mit Wirkung auf das 

Wirksamwerden der unter diesem Tagesordnungspunkt 14 vorgeschlagenen neuen 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen mit der Möglichkeit des 

Ausschlusses des Bezugsrechts aufgehoben. 

 

c) Schaffung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juni 2030 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder 

Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend 

gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im Nennbetrag von bis zu EUR 3.000.000.000,00 

mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Gläubigern oder Inhabern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 14.689.082,00 nach näherer 
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Maßgabe der jeweiligen Options- oder Wandelanleihebedingungen oder 

Genussrechtsbedingungen (im Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung, aber auch gegen 

Erbringung einer Sacheinlage, insbesondere die Beteiligung an anderen Unternehmen 

erfolgen. 

Die jeweiligen Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht sowie ein 

Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien der Gesellschaft zum Ende der 

Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt vorsehen (in beliebiger Kombination). Die 

Ermächtigung umfasst die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit die 

Inhaber bzw. Gläubiger von Schuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. 

Optionsrecht Gebrauch machen, ihre Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder 

Andienungen von Aktien erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen 

oder gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes 

begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch von der Gesellschaft abhängige oder im 

unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften begeben 

werden; in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die abhängige oder im 

Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu 

übernehmen und den Gläubigern solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren sowie weitere, für die 

erfolgreiche Begebung der Schuldverschreibungen erforderliche Erklärungen abzugeben 

und Handlungen vorzunehmen. Bei Emission der Schuldverschreibungen können oder 

werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte 

Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 
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Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares 

Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

die Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer abhängigen oder unmittelbar oder mittelbar in 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden oder noch 

werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 

der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten als Aktionär zustünde; 

iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und 

der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Wert der Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich im 

Sinne der §§ 221 Abs. 4 S. 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet. Diese 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für 

Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 Hs. 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 

4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden; 
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iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen oder Sachleistungen, 

insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 

Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen 

oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG 

verbundene Unternehmen, ausgegeben werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird der 

Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe 

des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. 

Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung 

aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme entsprechen. 

cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die 

Gläubiger ihre Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien der 

Gesellschaft wandeln. Die Anleihebedingungen können auch eine Pflichtwandlung zum 

Ende der Laufzeit oder einem früheren Zeitpunkt vorsehen oder ein Andienungsrecht des 

Emittenten beinhalten. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 

eine Aktie der Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des 

unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch 

den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das 

Wandlungsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann 

eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 
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Bedingungen können auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 

nach näherer Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Bedingungen zum Bezug von 

Aktien der Gesellschaft berechtigen oder verpflichten oder ein Andienungsrecht des 

Emittenten beinhalten. Die Bedingungen können vorsehen, dass der Optionspreis ganz 

oder teilweise auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden 

kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer 

Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Bezugsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann 

eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die 

Bedingungen können auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag 

am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch 

„Endfälligkeit“) begründen oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit 

den Inhabern von Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen kann der 

Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie dem volumengewichteten Durchschnitt der 

Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der zehn (10) 

aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit 

entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter nachstehender lit. c) ee) genannten 

Mindestpreises liegt. 
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Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je Teilschuldverschreibung 

auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. § 9 Abs. 1 i. V. m. § 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

ee) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit 

Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist – 

entweder mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der 

Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

an den zehn (10) Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main vor dem Tag der endgültigen 

Entscheidung des Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen oder über 

die Annahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von 

Schuldverschreibungen betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts 

– mindestens 80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) während 

(i) der Tage, an denen die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main 

gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsenhandelstage des 

Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum Zeitpunkt der 

endgültigen Festlegung des Bezugspreises, entsprechen. §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG bleiben 

unberührt. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. 

Anpassungen vorzunehmen. Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können 

insbesondere vorgesehen werden, wenn es während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft kommt, aber auch 

in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-

/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall anderer 

Ereignisse mit Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die 

während der Laufzeit der Schuldverschreibungen eintreten (wie z. B. einer 

Kontrollerlangung durch einen Dritten) oder wenn den Inhabern von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder Wandlungs- oder 
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Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach 

Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises kann 

auch nach Maßgabe der näheren Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine 

Barzahlung bei Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung von 

Wandlungs- oder Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für 

andere Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder 

Optionsrechte führen können (z. B. auch bei Zahlung einer Dividende), eine wertwahrende 

Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises vorsehen. Darüber hinaus kann die 

Gesellschaft für den Fall einer vorzeitigen Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts 

die Zahlung einer angemessenen Entschädigung gewähren. In jedem Fall darf der 

anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 

den Nennbetrag der jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten oder zum 

Zwecke der Andienung auch eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital der 

Gesellschaft oder andere Leistungen gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen 

werden, dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder Optionsausübung oder bei 

Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den Inhabern der Schuldverschreibungen 

nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei 

Fälligkeit der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder 

teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags, Aktien der Gesellschaft oder 

börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen werden, dass 

die Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Erfüllung der 

Wandlungs- oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der 

Wandlungs- oder Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite 
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in Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von 

Verwässerungsschutzbestimmungen während der Laufzeit verändert werden kann. 

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 

der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und 

Stückelung, Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder Optionszeitraum 

festzusetzen oder im Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen 

begebenden, abhängigen oder in unmittelbarem oder mittelbarem Mehrheitsbesitz 

stehenden Gesellschaft festzulegen. 

d) Schaffung des Bedingten Kapitals 2025/II 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 14.689.082,00 (in Worten: vierzehn 

Millionen sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) durch Ausgabe von bis zu 

14.689.082 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem 

rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2025/II). 

Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die 

aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses ausgegeben werden. Die Ausgabe der 

neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von 

Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im 

unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 

vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses bis zum 17. Juni 2030 ausgegeben oder garantiert 

werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von Aktien 

erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der 
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Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch 

andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn 

teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im 

Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- 

oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss 

der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn 

teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung 

entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2025/II und nach Ablauf 

sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 

e) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 22 wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

„(22) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 14.689.082,00 (in Worten: 

vierzehn Millionen sechshundertneunundachtzigtausendzweiundachtzig Euro) 

durch Ausgabe von bis zu 14.689.082 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 1,00 je 

Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2025/II). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder 

Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund 

des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 unter 

Tagesordnungspunkt 14 ausgegeben worden sind. Die Ausgabe der neuen Aktien 

erfolgt zu dem nach Maßgabe des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 
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Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 

die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft 

oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 bis zum 17. Juni 2030 ausgegeben oder 

garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen 

oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen 

erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft – 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft gewährt 

und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem 

Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien nehmen 

von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle 

nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der 

Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, 

dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der 

Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- 

oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch 

kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung entsprechend der 

jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2025/II und nach Ablauf 

sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 14 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 14 vorgeschlagenen Ermächtigung 

des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 221 Abs. 4 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 
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15. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/I sowie 

über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019 unter Tagesordnungspunkt 6, 

geändert durch weitere Beschlüsse der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8 sowie der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 10, wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 

zum 11. Juni 2024 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende 

Wandelschuldverschreibungen im Nennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 zu begeben 

und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte 

auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 

22.106.873,00 zu gewähren.  

Das Bedingte Kapital 2019/I gem. § 4 Abs. 9 der Satzung wurde in diesem Zusammenhang von 

ursprünglich EUR 47.219.560,00 im Umfang von EUR 25.112.687,00 teilweise aufgehoben und auf 

EUR 22.106.873,00 (Bedingtes Kapital 2019/I) herabgesetzt.  

 

Die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen ist am 11. Juni 2024 

ausgelaufen, sodass hierunter keine Wandelschuldverschreibungen mehr ausgegeben werden 

können. Von dem Bedingten Kapital 2019/I genügt derzeit ein Volumen von EUR 18.000.000,00 

zur Bedienung der unter vorgenannter Ermächtigung bereits ausgegebenen und noch 

ausstehenden Wandelschuldverschreibungen. Das zur Bedienung dieser ausgegebenen 

Wandelschuldverschreibungen geschaffene Bedingte Kapital 2019/I in § 4 Abs. 9 der Satzung 

übersteigt somit das benötigte Volumen an Aktien und soll daher um EUR 4.106.873 auf EUR 

18.000.000,00 herabgesetzt werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2019/I 
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Das Bedingte Kapital 2019/I gem. § 4 Abs. 9 der Satzung in Höhe von derzeit EUR 22.106.873,00 

wird im Umfang von EUR 4.106.873,00 teilweise aufgehoben und auf EUR 18.000.000,00 (in 

Worten: Euro achtzehn Millionen) herabgesetzt (Bedingtes Kapital 2019/I). 

Das Bedingte Kapital 2019/I dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- 

oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der 

Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die 

aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 

2019, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8, geändert durch weiteren Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 

2022 unter Tagesordnungspunkt 10, ausgegeben worden sind. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehenden 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, geändert durch Beschluss 

der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch weiteren 

Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter Tagesordnungspunkt 10, jeweils 

festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit 

durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 16. 

Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch weiteren Beschluss der 

Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter Tagesordnungspunkt 10, bis zum 11. Juni 2024 

ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch 

machen oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen 

oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien 

aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien 

nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden 

Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, 
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mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, 

der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen 

Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des 

Bedingten Kapitals 2019/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 

 

b) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 9 der Satzung der Gesellschaft wird geändert und wie folgt neu gefasst:  

„(9) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 18.000.000,00 (in Worten: 

Euro achtzehn Millionen) durch Ausgabe von bis zu 18.000.000,00 neuen, auf den 

Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am 

Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2019/I). Die 

bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten oder bei der Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser 

Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die aufgrund 

des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019 unter 

Tagesordnungspunkt 6, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 16. 

Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch weiteren Beschluss der 

Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter Tagesordnungspunkt 10, ausgegeben 

worden sind. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, geändert 

durch weitere Beschlüsse der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8 sowie der Hauptversammlung vom 16. Juni 2022 unter 

Tagesordnungspunkt 10, jeweils festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 
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oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer 

von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz 

stehenden Gesellschaft aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 12. Juni 2019, geändert durch Beschluss der 

Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, bis zum 11. Juni 

2024 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder 

Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus 

solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen 

oder soweit die Gesellschaft – anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – 

Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte 

oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien 

aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die 

neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie 

entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend 

hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres 

an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, der 

Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des 

fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der 

Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 

bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die 

Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 

2019/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

 

16. Beschlussfassung über die teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020/I sowie 

über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft vom 18. Juni 2020 hat den Vorstand unter 

Tagesordnungspunkt 9 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juni 2025 auf 

den Inhaber oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen im Nennbetrag von bis zu EUR 
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4.000.000.000,00 zu begeben und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen 

Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von bis zu EUR 20.000.000,00 zu gewähren. 

In diesem Zusammenhang wurde das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu EUR 

20.000.000,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020/I).  

Die genannte Ermächtigung läuft am 17. Juni 2025 aus, sodass zum Zeitpunkt der ordentlichen 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 hierunter keine Wandelschuldverschreibungen mehr 

ausgegeben werden können. Bis zu diesem Zeitpunkt sind weitere Ausgaben von 

Wandelschuldverschreibungen unter dieser Ermächtigung nicht mehr vorgesehen. Von dem 

Bedingten Kapital 2020/I genügt derzeit ein Volumen von EUR 10.000.000,00 zur Bedienung der 

unter vorgenannter Ermächtigung bereits ausgegebenen und noch ausstehenden 

Wandelschuldverschreibungen. Das zur Bedienung dieser ausgegebenen 

Wandelschuldverschreibungen geschaffene Bedingte Kapital 2020/I in § 4 Abs. 12 der Satzung 

übersteigt somit das benötigte Volumen an Aktien und soll daher um EUR 10.000.000,00 auf EUR 

10.000.000,00 herabgesetzt werden. 

 

a) Teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2020/I 

Das Bedingte Kapital 2020/I gem. § 4 Abs. 12 der Satzung in Höhe von derzeit EUR 

20.000.000,00 wird im Umfang von EUR 10.000.000,00 teilweise aufgehoben und auf EUR 

10.000.000,00 (in Worten: Euro zehn Millionen) herabgesetzt (Bedingtes Kapital 2020/I). 

Das Bedingte Kapital 2020/I dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- 

oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der 

Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die 

aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Juni 

2020 unter Tagesordnungspunkt 9 ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 

dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 

18. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 9 jeweils festzulegenden Wandlungs- oder 

Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder 

Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen 
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oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 

vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Juni 2020 unter 

Tagesordnungspunkt 9 bis zum 17. Juni 2025 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren 

Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus 

solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die 

Gesellschaft anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewährt und 

soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch 

eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient 

werden. Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, 

und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der 

Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen 

Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- 

oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung 

anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 

Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird 

ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen 

Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2020/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und 

Wandlungsfristen zu ändern. 

 

b) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 12 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

 

„(12) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 10.000.000,00 (in Worten: Euro zehn 

Millionen) durch Ausgabe von bis zu 10.000.000 neuen, auf den Namen lautenden 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 

1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020/I). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der Andienung an 

die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 
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(oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam 

„Schuldverschreibungen“), die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 9 ausgegeben worden 

sind. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Juni 2020 jeweils 

festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 

insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die 

von der Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 18. Juni 2020 bis zum 17. Juni 

2025 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten 

Gebrauch machen oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen 

Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die 

Gesellschaft – anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft 

gewährt und soweit die Wandlungs- oder Optionsrechte oder Wandlungs- oder 

Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien aus genehmigtem Kapital oder 

durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am 

Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder 

Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der 

Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung 

über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der 

Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Satzung entsprechend 

der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten Kapitals 2020/I und nach Ablauf 

sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

 

17. Beschlussfassung über die Änderung des Beschlusses der Hauptversammlung vom 16. 

Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8 über die Ermächtigung zur Ausgabe von 
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Wandelschuldverschreibungen und über die teilweise Aufhebung des Bedingten 

Kapitals 2021/I sowie über die entsprechende Satzungsänderung in § 4 der Satzung 

 

Die Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 hat unter Tagesordnungspunkt 8 lit. d) beschlossen, den 

Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Juni 2026 

Wandelschuldverschreibungen im Nennbetrag von bis zu EUR 3.000.000.000,00 mit einem 

anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 14.000.000,00 zu gewähren. Zur Bedienung 

der Wandelschuldverschreibungen wurde das Grundkapital in § 4 Abs. 14 der Gesellschaft um bis 

zu EUR 14.000.000,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). 

Die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen wurde in der Vergangenheit 

bereits genutzt und wird künftig nicht mehr für die Ausgabe von weiteren 

Wandelschuldverschreibungen benötigt. Von dem Bedingten Kapital 2021/I genügt derzeit ein 

Volumen von rund EUR 9.000.000,00 zur Bedienung der unter vorgenannter Ermächtigung 

bereits ausgegebenen und derzeit noch ausstehenden Wandelschuldverschreibungen.  

Das zur Bedienung dieser ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen geschaffene Bedingte 

Kapital 2021/I in § 4 Abs. 14 der Satzung übersteigt somit das benötigte Volumen an Aktien und 

soll daher um EUR 5.000.000,00 auf EUR 9.000.000,00 herabgesetzt und die entsprechende 

Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen angepasst werden. 

 

a) Änderung des Beschlusses der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8 über die Ermächtigung zur Ausgabe von 

Wandelschuldverschreibungen, Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente) 

und zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Der Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8 lit. d) wird 

geändert und wie folgt neu gefasst: 

 

aa) Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, Aktienzahl 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 15. Juni 2026 einmalig 

oder mehrmals auf den Inhaber oder Namen lautende Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechte und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 
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Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“) im 

Nennbetrag von bis zu EUR 3.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben 

und den Gläubigern oder Inhabern von Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte 

auf Aktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu EUR 

9.000.000,00 nach näherer Maßgabe der jeweiligen Options- oder Wandelanleihebedingungen 

oder Genussrechtsbedingungen (im Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu gewähren. 

Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung, aber auch gegen Erbringung 

einer Sacheinlage, insbesondere die Beteiligung an anderen Unternehmen erfolgen. 

Die jeweiligen Bedingungen können auch eine Wandlungs- bzw. Optionspflicht sowie ein 

Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von Aktien der Gesellschaft zum Ende der Laufzeit 

oder zu einem anderen Zeitpunkt vorsehen (in beliebiger Kombination). Die Ermächtigung 

umfasst die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft zu gewähren, soweit die Inhaber bzw. Gläubiger 

von Schuldverschreibungen von ihrem Wandlungs- bzw. Optionsrecht Gebrauch machen, ihre 

Wandlungs- bzw. Optionspflicht erfüllen oder Andienungen von Aktien erfolgen. 

Die Schuldverschreibungen können einmalig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen oder 

gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben werden. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben 

werden. 

Die Schuldverschreibungen können auch durch von der Gesellschaft abhängige oder im 

unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehende Gesellschaften begeben werden; in 

diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, für die abhängige oder im Mehrheitsbesitz stehende 

Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Gläubigern 

solcher Schuldverschreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft zu 

gewähren sowie weitere, für die erfolgreiche Begebung der Schuldverschreibungen erforderliche 

Erklärungen abzugeben und Handlungen vorzunehmen. Bei Emission der Schuldverschreibungen 

können oder werden diese im Regelfall in jeweils unter sich gleichberechtigte 

Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

bb) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen einzuräumen. 

Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren Kreditinstitut(en) mit der 
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Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären mittelbar im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG 

zum Bezug anzubieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

auszuschließen, 

i) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht auszunehmen; 

ii) soweit es erforderlich ist, um Inhabern von Schuldverschreibungen, die von der 

Gesellschaft oder einer abhängigen oder unmittelbar oder mittelbar in 

Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft bereits ausgegeben wurden oder noch 

werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung 

der Options- oder Wandlungsrechte oder nach Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten als Aktionär zustünde; 

iii) sofern die Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten gegen Barleistung ausgegeben werden und 

der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden 

ermittelten theoretischen Wert der Teilschuldverschreibungen nicht wesentlich im 

Sinne der §§ 221 Abs. 4 S. 2, 186 Abs. 3 S. 4 AktG unterschreitet. Diese 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für 

Schuldverschreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 5 % des Grundkapitals entfällt, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Auf diese Begrenzung ist die Veräußerung eigener Aktien 

anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 Hs. 2 i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 

4 AktG erfolgt. Ferner sind auf diese Begrenzung diejenigen Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital unter 

Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 203 Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG 

ausgegeben werden; 

iv) soweit die Schuldverschreibungen gegen Sacheinlagen oder Sachleistungen, 

insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von Unternehmen, Betrieben, 

Unternehmensteilen, Beteiligungen oder sonstigen Vermögensgegenständen 

oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen einschließlich 
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Forderungen gegen die Gesellschaft oder mit ihr im Sinne der §§ 15 ff. AktG 

verbundene Unternehmen, ausgegeben werden. 

 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben werden, wird der 

Vorstand zudem ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine 

Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am 

Liquidationserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe 

des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. 

Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 

Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung 

aktuellen Marktkonditionen für eine vergleichbare Mittelaufnahme entsprechen. 

cc) Wandlungs- und Optionsrechte 

Im Fall der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrecht können die Gläubiger ihre 

Schuldverschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen in Aktien der Gesellschaft wandeln. Die 

Anleihebedingungen können auch eine Pflichtwandlung zum Ende der Laufzeit oder einem 

früheren Zeitpunkt vorsehen oder ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Das 

Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung 

durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Wandlungsverhältnis kann sich auch durch Division des unter dem Nennbetrag liegenden 

Ausgabepreises einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine 

Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Wandlungsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder 

abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen 

kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. 

Die Bedingungen können auch ein variables Wandlungsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag 

am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der 

einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschreibung 

ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der vom 
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Vorstand festzulegenden Bedingungen zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigen oder 

verpflichten oder ein Andienungsrecht des Emittenten beinhalten. Die Bedingungen können 

vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch Übertragung von 

Teilschuldverschreibungen erbracht werden kann. Das Bezugsverhältnis ergibt sich aus der 

Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft. Das Bezugsverhältnis kann auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; 

ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen 

werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden. Die Bedingungen 

können auch ein variables Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der 

je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen 

Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

dd) Wandlungs- und Optionspflichten 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Wandlungs- oder Optionspflicht 

zum Ende der Laufzeit oder zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch „Endfälligkeit“) begründen 

oder das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit den Inhabern von 

Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien 

der Gesellschaft zu gewähren. In diesen Fällen kann der Wandlungs- oder Optionspreis für eine 

Aktie dem volumengewichteten Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im 

Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während der zehn (10) aufeinanderfolgenden Börsenhandelstage vor oder 

nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser unterhalb des unter 

nachstehender lit. ee) genannten Mindestpreises liegt. 

Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei Endfälligkeit je Teilschuldverschreibung 

auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. § 9 Abs. 1 i. V. m. § 199 Abs. 2 AktG ist zu beachten. 

ee) Wandlungs- und Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie muss – mit Ausnahme 

der Fälle, in denen eine Options- oder Wandlungspflicht vorgesehen ist – entweder mindestens 

80 % des volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im 

Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an den zehn (10) 

Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des 
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Vorstands über die Platzierung von Schuldverschreibungen oder über die Annahme oder 

Zuteilung durch die Gesellschaft im Rahmen einer Platzierung von Schuldverschreibungen 

betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 80 % des 

volumengewichteten Durchschnitts des Schlusskurses der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 

(oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) während (i) der Tage, an denen die Bezugsrechte 

an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten 

Börsenhandelstage des Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Bezugspreises, entsprechen. §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG 

bleiben unberührt. 

Die Ermächtigung umfasst auch die Möglichkeit, nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen 

in bestimmten Fällen Verwässerungsschutz zu gewähren bzw. Anpassungen vorzunehmen. 

Verwässerungsschutz bzw. Anpassungen können insbesondere vorgesehen werden, wenn es 

während der Laufzeit der Schuldverschreibungen zu Kapitalveränderungen bei der Gesellschaft 

kommt, aber auch in Zusammenhang mit Dividendenzahlungen, der Begebung weiterer Wandel-

/Optionsschuldverschreibungen, Umwandlungsmaßnahmen sowie im Fall anderer Ereignisse mit 

Auswirkungen auf den Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte, die während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen eintreten (wie z. B. einer Kontrollerlangung durch einen Dritten) oder 

wenn den Inhabern von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten oder 

Wandlungs- oder Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es 

ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder der Erfüllung von Wandlungs- 

oder Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises kann auch 

nach Maßgabe der näheren Bestimmungen der Schuldverschreibungen durch eine Barzahlung bei 

Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung von Wandlungs- oder 

Optionspflichten erfüllt werden. Die Bedingungen können auch für andere Maßnahmen, die zu 

einer Verwässerung des Werts der Wandlungs- oder Optionsrechte führen können (z. B. auch bei 

Zahlung einer Dividende), eine wertwahrende Anpassung des Wandlungs- oder Optionspreises 

vorsehen. Darüber hinaus kann die Gesellschaft für den Fall einer vorzeitigen Ausübung des 

Wandlungs- oder Optionsrechts die Zahlung einer angemessenen Entschädigung gewähren. In 

jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Nennbetrag der jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. 

ff) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 
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Die Bedingungen können jeweils festlegen, dass im Fall der Wandlung oder Optionsausübung 

oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten oder zum Zwecke der Andienung auch 

eigene Aktien, Aktien aus genehmigtem Kapital der Gesellschaft oder andere Leistungen 

gewährt werden können. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft im Fall der 

Wandlung oder Optionsausübung oder bei Erfüllung der Options- und Wandlungspflichten den 

Inhabern der Schuldverschreibungen nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den 

Gegenwert in Geld zahlt oder börsennotierte Aktien einer anderen Gesellschaft gewährt. 

Die Bedingungen können andererseits auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Fälligkeit 

der Schuldverschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise anstelle 

der Zahlung des fälligen Geldbetrags, Aktien der Gesellschaft oder börsennotierte Aktien einer 

anderen Gesellschaft zu gewähren. 

In den Bedingungen der Schuldverschreibungen kann außerdem vorgesehen werden, dass die 

Zahl der bei Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungs- 

oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien variabel ist und/oder der Wandlungs- oder 

Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von der 

Entwicklung des Aktienkurses oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen während 

der Laufzeit verändert werden kann. 

gg) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Anleihebedingungen 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der 

Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, 

Wandlungs- oder Optionspreis und den Wandlungs- oder Optionszeitraum festzusetzen oder im 

Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden, abhängigen oder in 

unmittelbarem oder mittelbarem Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft festzulegen. 

 

e) Teilweise Aufhebung des Bedingten Kapitals 2021/I 

Das Bedingte Kapital 2021/I gem. § 4 Abs. 14 der Satzung in Höhe von derzeit EUR 14.000.000,00 

wird im Umfang von EUR 5.000.000,00 teilweise aufgehoben und auf EUR 9.000.000,00 (in 

Worten: Euro neun Millionen) herabgesetzt (Bedingtes Kapital 2021/I). 

Das Bedingte Kapital 2021/I dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- 

oder Optionsrechten oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der 

Andienung an die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 
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Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (oder 

Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam „Schuldverschreibungen“), die 

aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 

unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 18. Juni 

2025 unter Tagesordnungspunkt 17, ausgegeben werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 

zu dem nach Maßgabe des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 

vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch Beschluss der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 unter Tagesordnungspunkt 17, jeweils festzulegenden 

Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, 

wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer 

von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden 

Gesellschaft aufgrund des vorstehenden Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung 

vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch Beschluss der 

Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 unter Tagesordnungspunkt 17, bis zum 15. Juni 2026 

ausgegeben oder garantiert werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch 

machen oder Wandlungs- oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen 

oder Andienungen von Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft anstelle der Zahlung des 

fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch Aktien 

aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die neuen Aktien 

nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden 

Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofern rechtlich zulässig, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten, 

der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder der Gewährung anstelle des fälligen 

Geldbetrags noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand wird ermächtigt, die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der 

Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des 

Bedingten Kapitals 2021/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern. 
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f) Satzungsänderung 

§ 4 Abs. 14 der Satzung wird geändert und wie folgt neu gefasst: 

 

„(14) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 9.000.000,00 (in Worten: Euro neun 

Millionen) durch Ausgabe von bis zu 9.000.000 neuen, auf den Namen lautenden 

Stückaktien der Gesellschaft mit einem rechnerischen Anteil am Grundkapital von EUR 

1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2021/I). Die bedingte Kapitalerhöhung 

dient der Gewährung von Aktien bei der Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten 

oder bei der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten oder bei der Andienung an 

die Inhaber oder Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(oder Kombinationen dieser Instrumente) (nachstehend gemeinsam 

„Schuldverschreibungen“), die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter Tagesordnungspunkt 8, geändert durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 unter Tagesordnungspunkt 17, 

ausgegeben worden sind. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 

des Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021, geändert durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 18. Juni 2025 unter Tagesordnungspunkt 17 jeweils 

festzulegenden Wandlungs- oder Optionspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 

insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Schuldverschreibungen, die 

von der Gesellschaft oder einer von ihr abhängigen oder im unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbesitz stehenden Gesellschaft aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 16. Juni 2021 unter 

Tagesordnungspunkt 8, geändert durch Beschluss der Hauptversammlung vom 18. Juni 

2025 unter Tagesordnungspunkt 17 bis zum 15. Juni 2026 ausgegeben oder garantiert 

werden, von ihren Wandlungs- oder Optionsrechten Gebrauch machen oder Wandlungs- 

oder Optionspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllen oder Andienungen von 

Aktien erfolgen oder soweit die Gesellschaft – anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags – Aktien der Gesellschaft gewährt und soweit die Wandlungs- oder 

Optionsrechte oder Wandlungs- oder Optionspflichten nicht durch eigene Aktien, durch 

Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch andere Leistungen bedient werden. Die 
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neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und 

für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der 

Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die 

neuen Aktien vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von 

Wandlungs- oder Optionsrechten, der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten 

oder der Gewährung anstelle des fälligen Geldbetrags noch kein Beschluss der 

Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der 

Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat ist 

ermächtigt, die Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruchnahme des Bedingten 

Kapitals 2021/I und nach Ablauf sämtlicher Options- und Wandlungsfristen zu ändern.“ 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 17 

Der Bericht des Vorstands zu der unter Tagesordnungspunkt 17 genannten Ermächtigung des 

Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. § 221 Abs. 4 S. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 AktG 

ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

 

18. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Erwerb 

eigener Aktien sowie über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und 

zur Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des 

Bezugs- und Andienungsrechts 

 

Zum Erwerb, zur Verwendung und Einziehung eigener Aktien bedarf die Gesellschaft gem. Art. 5 

SE-VO i. V. m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG, soweit nicht gesetzlich ausdrücklich zugelassen, einer 

besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung. Die Hauptversammlung der 

Gesellschaft vom 14. Juni 2023 hat unter Tagesordnungspunkt 14 eine entsprechende 

Ermächtigung mit Laufzeit bis zum 13. Juni 2028 geschaffen. 
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Die von der Hauptversammlung am 14. Juni 2023 erteilte Ermächtigung ist wegen der 

zwischenzeitlich erfolgten Ausgabe von neuen Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts nur noch 

eingeschränkt ausnutzbar. Der bei der Ausgabe der neuen Aktien erfolgte 

Bezugsrechtsausschluss ist auf die Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien anzurechnen. 

Um der Gesellschaft weiterhin ein Höchstmaß an Flexibilität im Umgang mit eigenen Aktien zu 

ermöglichen, soll die bisherige Ermächtigung aufgehoben und durch zwei neue, inhaltlich im 

Wesentlichen gleichlautende Ermächtigungen ersetzt werden. Der Umfang dieser neuen 

Ermächtigungen soll auf jeweils bis zu 5 % des Grundkapitals beschränkt werden – und somit 

insgesamt maximal bis zu 10 % des Grundkapitals betragen.  

Die entsprechenden Beschlussvorschläge zur Erteilung der neuen Ermächtigungen erfolgen unter 

den Tagesordnungspunkten 18 und 20. Die Tagesordnungspunkte 19 und 21 betreffen 

Ermächtigungen zum Erwerb von eigenen Aktien auch durch Einsatz von Derivaten.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Aufhebung der bestehenden Ermächtigung 

Die derzeit bestehende, unter Tagesordnungspunkt 14 der Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 

erteilte Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien wird für die Zeit ab Wirksamwerden dieser 

neuen Ermächtigung aufgehoben, soweit von ihr bis dahin kein Gebrauch gemacht wurde. 

 

b) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juni 2030 unter 

Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO i. V. m. § 53a AktG) 

eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder 

– falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung 

erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die 

Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder ihr nach Art. 5 SE-VO i. V. m. den §§ 71a 

ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft 

übersteigen. 
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Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines 

oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von 

Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

 

c) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien 

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse, (ii) mittels eines 

an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer 

öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten (der Erwerb 

gem. (ii) nachstehend „öffentliches Erwerbsangebot“) oder (iii) mittels eines öffentlichen 

Angebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von 

liquiden Aktien, die zum Handel an einem (anderen) organisierten Markt im Sinne des 

Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind („Tauschaktien“), gegen Aktien 

der Gesellschaft (der Erwerb gem. (iii) im Folgenden „Tauschangebot“).  

  

aa) Erwerb der Aktien über die Börse   

Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag (in Frankfurt am Main) 

durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder 

einem entsprechenden Nachfolgesystem) nicht um mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten.  

  

bb) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder (2) mittels einer 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten   

Bei einem Erwerb im Weg eines öffentlichen Erwerbsangebots kann die Gesellschaft einen festen 

Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen, 

innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem öffentlichen Erwerbsangebot kann die 

Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die 

Bedingungen für eine Anpassung der Kaufpreisspanne während der Frist im Fall nicht nur 

unerheblicher Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kaufpreisspanne 

anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten 
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Verkaufspreise und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten 

Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene 

Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne den volumengewichteten Durchschnittskurs 

einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen (in Frankfurt am 

Main) vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots um nicht mehr als 

10 % über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne 

durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten darf 

der auf der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne 

Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten 

Durchschnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen 

vor dem Tag der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer 

Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf 

(5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung 

abgestellt.   

cc) Volumen   

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann begrenzt werden. Sofern 

die von den Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Kaufangebots 

oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft überschreiten, erfolgt die Berücksichtigung 

oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des Kaufangebots bzw. der 

Verkaufsaufforderung zu den insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien der 

Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das Kaufangebot oder die 

Verkaufsaufforderung kann weitere Bedingungen vorsehen.   
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dd) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Angebots auf Tausch von liquiden 

Aktien oder (2) mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf 

Tausch von liquiden Aktien, die jeweils zum Handel an einem organisierten Markt im 

Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind 

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die Gesellschaft entweder ein 

Tauschverhältnis oder eine entsprechende Tauschspanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die 

Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Barleistung als ergänzende Zahlung oder 

zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgen. In dem Tauschangebot kann die Gesellschaft eine 

Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die Bedingungen für 

eine Anpassung der Tauschspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher 

Kursveränderungen festlegen. Das Tauschverhältnis wird im Fall einer Tauschspanne anhand der 

in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten Tauschverhältnisse 

und/oder sonstigen Angaben und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand 

festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das angebotene Tauschverhältnis 

oder die Tauschspanne den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um 

nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur 

Berechnung ist hierbei jeweils der volumengewichtete Durchschnittskurs einer 

Tauschaktie und einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) oder an einem organisierten Markt im Sinne 

des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) 

Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots 

anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die Gesellschaft 

wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung 

der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Angeboten auf den 

Tausch von liquiden Aktien darf das auf der Basis der abgegebenen Angebote 

ermittelte Tauschverhältnis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft 

den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % über- 

und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der 

volumengewichtete Durchschnittskurs einer Tauschaktie bzw. einer Aktie der 
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Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

oder an einem organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und 

Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der 

öffentlichen Ankündigung des Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der 

Tauschspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) 

Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(3) Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines 

Tauschangebots kann begrenzt werden. Sofern die von den Aktionären zum 

Tausch angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Tauschangebots oder der 

Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots überschreiten, erfolgt die 

Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des 

Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots zu den 

insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber 

vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das 

Tauschangebot oder die Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots kann 

weitere Bedingungen vorsehen. 

 

d) Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sonstigen Verwendung bereits 

gehaltener und erworbener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder aufgrund früherer 

Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien neben einer Veräußerung über die Börse oder 

mittels eines Angebots an alle Aktionäre zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere 

auch in folgender Weise zu verwenden:   

aa) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der Gesellschaft um den auf 

die eingezogenen Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals herabgesetzt 

werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren 

Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann die Aktien auch im 

vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, so dass 

sich durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. 

Erfolgt die Einziehung der Aktien im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung 
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des Grundkapitals, ist der Vorstand zur Anpassung der Aktienzahl in der Satzung 

der Gesellschaft ermächtigt. 

bb) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie 

Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen bzw. Gesellschaften und Investmentvehikeln, deren unmittelbarer 

alleiniger wirtschaftlicher und rechtlicher Eigentümer die genannten Personen 

sind, Inhabern von Erwerbsrechten, insbesondere aus (auch von den 

Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern 

von virtuellen Optionen sowie Performance Shares (auch in Form von Restricted 

Stock Units), die von der Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft 

oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder wurden 

(insbesondere auch in Zusammenhang mit aktienbasierten 

Vergütungsprogrammen oder Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen), zum Erwerb 

angeboten und/oder übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird 

insoweit ausgeschlossen. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 

betroffen sind, gilt diese Ermächtigung für den Aufsichtsrat, der auch die 

jeweiligen Einzelheiten festlegt (siehe nachstehenden lit. e)). 

cc) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von 

Zusagen im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis (insbesondere auch in 

Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungsprogrammen oder 

Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen) übertragen werden. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

dd) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen Sachleistungen, 

insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim 

Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

angeboten und auf diese übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird 

insoweit ausgeschlossen. 

ee) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte 

veräußert werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft veräußert 
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werden, den Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft zum Veräußerungszeitpunkt 

nicht wesentlich unterschreitet (Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG). Das 

Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

ff) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien 

der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder einer 

ihrer Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. Wandel- oder Optionspflichten verwendet werden. Das 

Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehenden lit. d) ee) und ff) 

verwendeten Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 

3 S. 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen nicht wesentlich unter dem 

Börsenpreis) verwendet werden, 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder 

entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls 

anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 

oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben werden oder unter 

Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der 

Ermächtigung gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen 

oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 

entsprechend Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. 

 

e) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung der erworbenen eigenen Aktien 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen sowie die aufgrund 

der Ermächtigung unter vorstehenden lit. b) und c) erworbenen eigenen Aktien zur Ausgabe an 

den Vorstand der Gesellschaft nach Maßgabe der unter lit. d) bb) enthaltenen Bestimmungen zu 

verwenden. 

 

f) Sonstige Regelungen 
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Die vorstehend unter lit. d) und lit. e) dieses Tagesordnungspunkts aufgeführten Ermächtigungen 

zur Verwendung eigener Aktien können ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen 

eigenen Aktien einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, ausgenutzt werden. Die 

Ermächtigungen unter vorstehendem lit. d) dieses Tagesordnungspunkts können auch durch 

abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von Dritten für 

Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehender Unternehmen ausgeübt werden. 

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. d) bb) bis ff) und lit. e) dieses Tagesordnungspunkts 

enthaltenen Ermächtigungen darf insgesamt ein anteiliger Betrag in Höhe von 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, und zwar weder im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung über die vorstehenden Ermächtigungen noch – wenn 

dieser Betrag geringer ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen.  

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 18 

Der Bericht des Vorstands gem. Art. 5 SE-VO i. V. m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG zu der unter Tagesordnungspunkten 18 vorgeschlagenen Ermächtigung des Vorstands zum 

Ausschluss des Bezugsrechts ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

19. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden Ermächtigung zum Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien sowie über die Schaffung einer 

neuen Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener 

Aktien 

 

In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 18 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung soll die Gesellschaft ermächtigt werden, 

eigene Aktien auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu erwerben. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
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Die derzeit bestehende, unter Tagesordnungspunkt 15 der Hauptversammlung vom 14. Juni 2023 

erteilte Ermächtigung zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien wird 

für die Zeit ab Wirksamwerden dieser neuen Ermächtigung aufgehoben, soweit von ihr bis dahin 

kein Gebrauch gemacht wurde. 

In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 18 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung wird der Vorstand bis zum 17. Juni 2030 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu insgesamt 5 % des zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals durch Einsatz von Derivaten (Put- 

oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden) zu erwerben. Die Aktienerwerbe sind 

darüber hinaus auf die 5 %-Grenze unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 18 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien anzurechnen. 

 

a) Bei dem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder 

Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden müssen die Optionsgeschäfte 

mit einem Finanzinstitut oder über die Börse zu marktnahen Konditionen 

abgeschlossen werden, bei deren Ermittlung unter anderem der bei Ausübung der 

Optionen zu zahlende Kaufpreis für die Aktien (der „Ausübungspreis“) zu 

berücksichtigen ist. In jedem Fall dürfen unter Einsatz von Derivaten in Form von 

Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden maximal eigene 

Aktien bis insgesamt 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden 

Grundkapitals erworben werden. Die Laufzeit der Optionen muss so gewählt 

werden, dass der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen spätestens am 17. Juni 

2030 erfolgt. Den Aktionären steht – in entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-

VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG – ein Recht, derartige Optionsgeschäfte mit der 

Gesellschaft abzuschließen, nicht zu. Der Ausübungspreis (ohne 

Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten 

Optionsprämie) darf den volumengewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an 

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen (in Frankfurt am Main) vor Abschluss des 
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betreffenden Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr 

als 20 % unterschreiten. 

b) Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesellschaft 

ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet 

ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

c) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten 

erworben werden, gelten im Übrigen sinngemäß die Regelungen, die in der unter 

dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 18 dieser Hauptversammlung 

beschlossenen Ermächtigung enthalten sind. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gem. den 

Ermächtigungen des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 18 dieser 

Hauptversammlung verwendet werden. 

d) Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in 

Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch 

Konzernunternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der 

Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 19 

Der Bericht des Vorstands gem. Art. 5 SE-VO i. V. m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG zu der unter Tagesordnungspunkten 19 vorgeschlagenen Ermächtigung des Vorstands zum 

Ausschluss des Bezugsrechts ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

20. Beschlussfassung über Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Erwerb und zur 

Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG sowie zum Ausschluss des 

Bezugs- und Andienungsrechts 

 

Wie unter Tagesordnungspunkt 18 beschrieben, soll der Hauptversammlung vorgeschlagen 

werden, zwei neue Ermächtigungen zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien im Umfang 
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von jeweils 5% des Grundkapitals zu erteilen. Neben Tagesordnungspunkt 18 soll dies mit der unter 

diesem Tagesordnungspunkt 20 vorgeschlagenen Ermächtigung erfolgen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Schaffung einer neuen Ermächtigung 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 17. Juni 2030 unter 

Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Art. 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO i. V. m. § 53a AktG) 

eigene Aktien der Gesellschaft bis zu insgesamt 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung oder 

– falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die aufgrund dieser Ermächtigung 

erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien der Gesellschaft, welche die 

Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder ihr nach Art. 5 SE-VO i. V. m. den §§ 71a 

ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des jeweiligen Grundkapitals der Gesellschaft 

übersteigen. 

Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines 

oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von 

Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

Die Ermächtigung darf nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausgenutzt werden. 

 

b) Art und Weise des Erwerbs eigener Aktien 

Der Erwerb der eigenen Aktien erfolgt nach Wahl des Vorstands (i) über die Börse, (ii) mittels eines 

an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots bzw. mittels einer 

öffentlichen Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten (der Erwerb 

gem. (ii) nachstehend „öffentliches Erwerbsangebot“) oder (iii) mittels eines öffentlichen 

Angebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von 

liquiden Aktien, die zum Handel an einem (anderen) organisierten Markt im Sinne des 

Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind („Tauschaktien“), gegen Aktien 

der Gesellschaft (der Erwerb gem. (iii) im Folgenden „Tauschangebot“).  

  

aa) Erwerb der Aktien über die Börse   
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Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte 

Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Börsenhandelstag (in Frankfurt am Main) 

durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder 

einem entsprechenden Nachfolgesystem) nicht um mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten.  

  

bb) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Kaufangebots oder (2) mittels einer 

öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten   

Bei einem Erwerb im Weg eines öffentlichen Erwerbsangebots kann die Gesellschaft einen festen 

Erwerbspreis oder eine Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) festlegen, 

innerhalb der sie bereit ist, Aktien zu erwerben. In dem öffentlichen Erwerbsangebot kann die 

Gesellschaft eine Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die 

Bedingungen für eine Anpassung der Kaufpreisspanne während der Frist im Fall nicht nur 

unerheblicher Kursveränderungen festlegen. Der Kaufpreis wird im Fall einer Kaufpreisspanne 

anhand der in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten 

Verkaufspreise und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand festgelegten 

Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem öffentlichen Kaufangebot der Gesellschaft darf der angebotene 

Kaufpreis oder die Kaufpreisspanne den volumengewichteten Durchschnittskurs 

einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen (in Frankfurt am 

Main) vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots um nicht mehr als 

10 % über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer Anpassung der Kaufpreisspanne 

durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der 

öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Verkaufsangeboten darf 

der auf der Basis der abgegebenen Angebote ermittelte Kaufpreis (ohne 

Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft den volumengewichteten 

Durchschnittskurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen 

vor dem Tag der Veröffentlichung der Aufforderung zur Abgabe von 

Verkaufsangeboten um nicht mehr als 10 % über- bzw. unterschreiten. Im Fall einer 
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Anpassung der Kaufpreisspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf 

(5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung 

abgestellt.   

cc) Volumen   

Das Volumen des Kaufangebots oder der Verkaufsaufforderung kann begrenzt werden. Sofern 

die von den Aktionären zum Erwerb angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Kaufangebots 

oder der Verkaufsaufforderung der Gesellschaft überschreiten, erfolgt die Berücksichtigung 

oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des Kaufangebots bzw. der 

Verkaufsaufforderung zu den insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien der 

Gesellschaft. Es kann aber vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das Kaufangebot oder die 

Verkaufsaufforderung kann weitere Bedingungen vorsehen.   

 

dd) Erwerb der Aktien (1) mittels eines öffentlichen Angebots auf Tausch von liquiden 

Aktien oder (2) mittels einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf 

Tausch von liquiden Aktien, die jeweils zum Handel an einem organisierten Markt im 

Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind 

Bei einem Erwerb im Weg eines Tauschangebots kann die Gesellschaft entweder ein 

Tauschverhältnis oder eine entsprechende Tauschspanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die 

Aktien der Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Barleistung als ergänzende Zahlung oder 

zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgen. In dem Tauschangebot kann die Gesellschaft eine 

Frist für die Annahme oder Abgabe des Angebots und die Möglichkeit und die Bedingungen für 

eine Anpassung der Tauschspanne während der Frist im Fall nicht nur unerheblicher 

Kursveränderungen festlegen. Das Tauschverhältnis wird im Fall einer Tauschspanne anhand der 

in den Annahme- bzw. Angebotserklärungen der Aktionäre genannten Tauschverhältnisse 

und/oder sonstigen Angaben und des nach Beendigung der Angebotsfrist vom Vorstand 

festgelegten Erwerbsvolumens ermittelt. 

(1) Bei einem Tauschangebot der Gesellschaft darf das angebotene Tauschverhältnis 

oder die Tauschspanne den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um 

nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur 

Berechnung ist hierbei jeweils der volumengewichtete Durchschnittskurs einer 
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Tauschaktie und einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) oder an einem organisierten Markt im Sinne 

des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) 

Börsenhandelstagen vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Angebots 

anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der Tauschspanne durch die Gesellschaft 

wird auf die letzten fünf (5) Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung 

der Anpassung abgestellt. 

(2) Bei einer Aufforderung an die Aktionäre zur Abgabe von Angeboten auf den 

Tausch von liquiden Aktien darf das auf der Basis der abgegebenen Angebote 

ermittelte Tauschverhältnis (ohne Erwerbsnebenkosten) je Aktie der Gesellschaft 

den maßgeblichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % über- 

und um nicht mehr als 20 % unterschreiten. Zur Berechnung ist hierbei jeweils der 

volumengewichtete Durchschnittskurs einer Tauschaktie bzw. einer Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

oder an einem organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und 

Übernahmegesetzes an den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen vor dem Tag der 

öffentlichen Ankündigung des Angebots anzusetzen. Im Fall einer Anpassung der 

Tauschspanne durch die Gesellschaft wird auf die letzten fünf (5) 

Börsenhandelstage vor der öffentlichen Ankündigung der Anpassung abgestellt. 

(3) Das Volumen des Tauschangebots oder der Aufforderung zur Abgabe eines 

Tauschangebots kann begrenzt werden. Sofern die von den Aktionären zum 

Tausch angebotenen Aktien den Gesamtbetrag des Tauschangebots oder der 

Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots überschreiten, erfolgt die 

Berücksichtigung oder die Annahme im Verhältnis des Gesamtbetrags des 

Tauschangebots bzw. der Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots zu den 

insgesamt von den Aktionären angebotenen Aktien der Gesellschaft. Es kann aber 

vorgesehen werden, dass geringe Stückzahlen bis zu einhundert (100) 

angebotenen Aktien je Aktionär bevorrechtigt erworben werden. Das 

Tauschangebot oder die Aufforderung zur Abgabe eines Tauschangebots kann 

weitere Bedingungen vorsehen. 
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c) Ermächtigung des Vorstands zur Veräußerung und sonstigen Verwendung bereits 

gehaltener und erworbener Aktien 

Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund der vorstehenden oder aufgrund früherer 

Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien neben einer Veräußerung über die Börse oder 

mittels eines Angebots an alle Aktionäre zu allen gesetzlich zugelassenen Zwecken, insbesondere 

auch in folgender Weise zu verwenden:   

aa) Sie können eingezogen werden und das Grundkapital der Gesellschaft um den auf 

die eingezogenen Aktien entfallenden Teil des Grundkapitals herabgesetzt 

werden, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren 

Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Der Vorstand kann die Aktien auch im 

vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung des Grundkapitals einziehen, so dass 

sich durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital erhöht. 

Erfolgt die Einziehung der Aktien im vereinfachten Verfahren ohne Herabsetzung 

des Grundkapitals, ist der Vorstand zur Anpassung der Aktienzahl in der Satzung 

der Gesellschaft ermächtigt. 

bb) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie 

Organmitgliedern der Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen 

Unternehmen bzw. Gesellschaften und Investmentvehikeln, deren unmittelbarer 

alleiniger wirtschaftlicher und rechtlicher Eigentümer die genannten Personen 

sind, Inhabern von Erwerbsrechten, insbesondere aus (auch von den 

Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern 

von virtuellen Optionen sowie Performance Shares (auch in Form von Restricted 

Stock Units), die von der Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft 

oder deren Tochtergesellschaften ausgegeben werden oder wurden 

(insbesondere auch in Zusammenhang mit aktienbasierten 

Vergütungsprogrammen oder Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen), zum Erwerb 

angeboten und/oder übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird 

insoweit ausgeschlossen. Soweit Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft 

betroffen sind, gilt diese Ermächtigung für den Aufsichtsrat, der auch die 

jeweiligen Einzelheiten festlegt (siehe nachstehenden lit. d)). 
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cc) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 

einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von 

Zusagen im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis (insbesondere auch in 

Zusammenhang mit aktienbasierten Vergütungsprogrammen oder 

Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen) übertragen werden. Das Bezugsrecht der 

Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

dd) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen Sachleistungen, 

insbesondere im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim 

Erwerb von Unternehmen, Betrieben, Unternehmensteilen oder Beteiligungen 

angeboten und auf diese übertragen werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre wird 

insoweit ausgeschlossen. 

ee) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte 

veräußert werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft veräußert 

werden, den Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft zum Veräußerungszeitpunkt 

nicht wesentlich unterschreitet (Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG). Das 

Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

ff) Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf Aktien 

der Gesellschaft aus und im Zusammenhang mit von der Gesellschaft oder einer 

ihrer Konzerngesellschaften ausgegebenen Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. Wandel- oder Optionspflichten verwendet werden. Das 

Bezugsrecht der Aktionäre wird insoweit ausgeschlossen. 

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigungen unter vorstehenden lit. c) ee) und ff) 

verwendeten Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 

3 S. 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Bareinlagen nicht wesentlich unter dem 

Börsenpreis) verwendet werden, 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar weder zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung. Auf diese Begrenzung sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder 

entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung bis zu diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls 

anzurechnen sind Aktien, die zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen 
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oder Genussrechten mit Wandlungs- oder Optionsrechten ausgegeben werden oder unter 

Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstandes über die Ausnutzung der 

Ermächtigung gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese Schuldverschreibungen 

oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss 

entsprechend Art. 5 SE-VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben werden. 

 

d) Ermächtigung des Aufsichtsrats zur Verwendung der erworbenen eigenen Aktien 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen sowie die aufgrund 

der Ermächtigung unter vorstehenden lit. a) und b) erworbenen eigenen Aktien zur Ausgabe an 

den Vorstand der Gesellschaft nach Maßgabe der unter lit. c) bb) enthaltenen Bestimmungen zu 

verwenden. 

 

e) Sonstige Regelungen 

Die vorstehend unter lit. c) und lit. d) dieses Tagesordnungspunkts aufgeführten Ermächtigungen 

zur Verwendung eigener Aktien können ganz oder bezogen auf Teilvolumina der erworbenen 

eigenen Aktien einmal oder mehrmals, einzeln oder zusammen, ausgenutzt werden. Die 

Ermächtigungen unter vorstehendem lit. c) dieses Tagesordnungspunkts können auch durch 

abhängige oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehende Unternehmen oder von Dritten für 

Rechnung der Gesellschaft oder von ihr abhängiger oder im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehender Unternehmen ausgeübt werden. 

Durch die Ausnutzung der vorstehend unter lit. c) bb) bis ff) und lit. d) dieses Tagesordnungspunkts 

enthaltenen Ermächtigungen darf insgesamt ein anteiliger Betrag in Höhe von 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft nicht überschritten werden, und zwar weder im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung der Hauptversammlung über die vorstehenden Ermächtigungen noch – wenn 

dieser Betrag geringer ist – im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigungen.  

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 20 

Der Bericht des Vorstands gem. Art. 5 SE-VO i. V. m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG zu der unter Tagesordnungspunkten 20 vorgeschlagenen Ermächtigung des Vorstands zum 

Ausschluss des Bezugsrechts ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 
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abrufbar. 

 

21. Beschlussfassung über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Einsatz von 

Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien 

 

In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 20 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung soll die Gesellschaft ermächtigt werden, 

eigene Aktien auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu erwerben. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

In Ergänzung zu der unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 20 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung wird der Vorstand bis zum 17. Juni 2030 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu insgesamt 5 % des zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals durch Einsatz von Derivaten (Put- 

oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden) zu erwerben. Die Aktienerwerbe sind 

darüber hinaus auf die 5 %-Grenze unter dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 20 dieser 

Hauptversammlung beschlossenen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien anzurechnen. 

 

a) Bei dem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder 

Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden müssen die Optionsgeschäfte 

mit einem Finanzinstitut oder über die Börse zu marktnahen Konditionen 

abgeschlossen werden, bei deren Ermittlung unter anderem der bei Ausübung der 

Optionen zu zahlende Kaufpreis für die Aktien (der „Ausübungspreis“) zu 

berücksichtigen ist. In jedem Fall dürfen unter Einsatz von Derivaten in Form von 

Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden maximal eigene 

Aktien bis insgesamt 5 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden 

Grundkapitals erworben werden. Die Laufzeit der Optionen muss so gewählt 

werden, dass der Aktienerwerb in Ausübung der Optionen spätestens am 17. Juni 

2030 erfolgt. Den Aktionären steht – in entsprechender Anwendung von Art. 5 SE-

VO i. V. m. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG – ein Recht, derartige Optionsgeschäfte mit der 

Gesellschaft abzuschließen, nicht zu. Der Ausübungspreis (ohne 
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Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten 

Optionsprämie) darf den volumengewichteten Durchschnittskurs einer Aktie der 

Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an 

den letzten fünf (5) Börsenhandelstagen (in Frankfurt am Main) vor Abschluss des 

betreffenden Optionsgeschäfts um nicht mehr als 10 % über- und um nicht mehr 

als 20 % unterschreiten. 

b) Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesellschaft 

ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet 

ist. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

c) Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten 

erworben werden, gelten im Übrigen sinngemäß die Regelungen, die in der unter 

dem vorangegangenen Tagesordnungspunkt 20 dieser Hauptversammlung 

beschlossenen Ermächtigung enthalten sind. Das Bezugsrecht der Aktionäre auf 

eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gem. den 

Ermächtigungen des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 20 dieser 

Hauptversammlung verwendet werden. 

d) Die Ermächtigung kann einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in 

Verfolgung eines oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch 

Konzernunternehmen oder von Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der 

Konzernunternehmen ausgeübt werden. 

 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 21 

Der Bericht des Vorstands gem. Art. 5 SE-VO i. V. m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 S. 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 S. 2 

AktG zu der unter Tagesordnungspunkten 21 vorgeschlagenen Ermächtigung des Vorstands zum 

Ausschluss des Bezugsrechts ist über die Internetseite der Gesellschaft 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

abrufbar. 

 

22. Beschlussfassung über die Zustimmung zu dem Gewinnabführungsvertrag zwischen 

der Delivery Hero SE und Delivery Hero MENA Holding GmbH  
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Die Delivery Hero SE beabsichtigt, mit ihrer Tochtergesellschaft Delivery Hero MENA Holding 

GmbH, Berlin (HRB 229327 B) (die „Tochtergesellschaft“), einen Gewinnabführungsvertrag 

abzuschließen. 

Die Delivery Hero SE hält an der Tochtergesellschaft unmittelbar 100 % der Geschäftsanteile. Der 

Gewinnabführungsvertrag soll Grundlage für eine körperschafts- und gewerbesteuerliche 

Organschaft zwischen der Delivery Hero SE und der Tochtergesellschaft sein.  

Da die Delivery Hero SE die alleinige Gesellschafterin der Tochtergesellschaft ist, sind 

Ausgleichszahlungen oder Abfindungen für außenstehende Gesellschafter gem. den §§ 304, 305 

AktG nicht zu gewähren.  

Der Gewinnabführungsvertrag zwischen Delivery Hero SE und der Tochtergesellschaft soll den 

folgenden Inhalt haben: 

 

„GEWINNABFÜHRUNGSVERTRAG 

  

zwischen  

  

Delivery Hero SE, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter 

HRB 198015 B,  

  

- nachstehend „Delivery Hero“ genannt -  

  

und  

  

Delivery Hero MENA Holding GmbH, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 

Charlottenburg unter HRB 229327 B,  

 

- nachstehend „Organgesellschaft“ genannt –  

- Delivery Hero und die Organgesellschaft gemeinsam auch die „Parteien“ genannt -  
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Präambel 

  

Delivery Hero ist die Alleingesellschafterin der Organgesellschaft.  

  

Die Organgesellschaft ist daher in wirtschaftlicher und in finanzieller Hinsicht eng mit Delivery Hero 

verbunden. Zur Herstellung eines Organschaftsverhältnisses im Sinne der §§ 14, 17 

Körperschaftsteuergesetz (KStG), sowie § 2 Abs. 2 S. 2 Gewerbesteuergesetz (GewStG) soll der 

nachfolgende Gewinnabführungsvertrag (nachstehend der „Vertrag“ genannt) geschlossen 

werden.  

  

§ 1 

Gewinnabführung 

  

1. Die Organgesellschaft verpflichtet sich entsprechend § 291 Abs. 1 S. 1, 2. Alt. AktG analog 

(Gewinnabführungsvertrag), ihren ganzen Gewinn – vorbehaltlich der Bildung und 

Auflösung von anderen Gewinnrücklagen nach Abs. 2 – im Sinne und Umfang des in seiner 

jeweils gültigen Fassung entsprechend anzuwendenden § 301 AktG an Delivery Hero 

abzuführen.  

  

2. Die Organgesellschaft darf mit Zustimmung von Delivery Hero Beträge aus dem 

Jahresüberschuss insoweit in andere Gewinnrücklagen im Sinne von § 272 Abs. 3 S. 2 Alt. 

3 HGB einstellen, als dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünftiger kaufmännischer 

Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer dieses Vertrages gebildete 

andere Gewinnrücklagen im Sinne von § 272 Abs. 3 S. 2 Alt. 3 HGB sind auf Verlangen von 

Delivery Hero aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages zu verwenden oder 

als Gewinn abzuführen.  

  

3. Die Abführung von Beträgen aus der Auflösung von Gewinnrücklagen, die vor Beginn 

dieses Vertrages gebildet wurden bzw. entstanden sind, sowie die Abführung von 

Beträgen aus der Auflösung von Kapitalrücklagen im Sinne von § 272 Abs. 2 HGB, die vor 

oder während der Laufzeit dieses Vertrages gebildet wurden, ist ausgeschlossen. Die 
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Auflösung und Ausschüttung solcher vorvertraglichen anderen Gewinnrücklagen sowie 

solcher vor oder während der Laufzeit dieses Vertrages nach § 272 Abs. 2 HGB gebildeten 

Kapitalrücklagen außerhalb dieses Vertrages ist zulässig.  

  

4. Während eines Geschäftsjahres oder vor Feststellung des Jahresabschlusses für ein 

Geschäftsjahr der Organgesellschaft kann Delivery Hero Abschlagszahlungen auf eine ihr 

für das Geschäftsjahr voraussichtlich zustehende Gewinnabführung beanspruchen, 

soweit die Liquidität der Organgesellschaft solche Abschlagszahlungen zulässt. Etwaige 

Abschlagszahlungen der Organgesellschaft sind mit dem Betrag der Delivery Hero 

tatsächlich zustehenden Gewinnabführung zu verrechnen. Sofern und soweit die von der 

Organgesellschaft geleisteten Abschlagszahlungen den tatsächlichen 

Gewinnabführungsanspruch von Delivery Hero übersteigen, ist der verbleibende 

Differenzbetrag am Bilanzstichtag der Organgesellschaft von Delivery Hero and die 

Organgesellschaft zu erstatten. Wenn beide Parteien dies einvernehmlich vereinbaren, 

kann ein etwaiger Saldo, der nicht am Bilanzstichtag ausgeglichen wird, in ein verzinsliches 

Darlehen umgewandelt werden.  

  

5. Falls dieser Vertrag unterjährig endet, ist die Organgesellschaft verpflichtet, den bis zum 

Beendigungszeitpunkt entstandenen Gewinnabführungsanspruch von Delivery Hero zu 

begleichen. Maßgeblich ist die auf den Beendigungszeitpunkt zu erstellende (Zwischen-

)Bilanz (§ 5 Abs. 8).  

   

§ 2 

Verlustübernahme 

  

1. Delivery Hero ist entsprechend den Bestimmungen des § 302 AktG in seiner jeweils 

geltenden Fassung zur Übernahme des Verlusts der Organgesellschaft verpflichtet. 

  

2. Während eines Geschäftsjahres oder vor Feststellung des Jahresabschlusses für ein 

Geschäftsjahr der Organgesellschaft kann die Organgesellschaft Abschlagszahlungen 

auf einen für das Geschäftsjahr von Delivery Hero voraussichtlich zu übernehmenden 
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Jahresfehlbetrag verlangen, soweit sie solche Abschlagszahlungen mit Rücksicht auf ihre 

Liquidität benötigt. Etwaige Abschlagszahlungen von Delivery Hero sind mit dem der 

Organgesellschaft tatsächlich zustehenden Verlustübernahmeanspruch zu verrechnen. 

Sofern und soweit die von Delivery Hero geleisteten Abschlagszahlungen den 

tatsächlichen Verlustübernahmeanspruch der Organgesellschaft übersteigen, ist der 

verbleibende Differenzbetrag am entsprechenden Bilanzstichtag der Organgesellschaft 

von der Organgesellschaft an Delivery Hero zu erstatten. Wenn beide Parteien dies 

einvernehmlich vereinbaren, kann ein etwaiger Saldo, der nicht am Bilanzstichtag 

ausgeglichen wird, in ein verzinsliches Darlehen umgewandelt werden.  

  

3. Falls dieser Vertrag unterjährig endet, ist Delivery Hero verpflichtet, den bis zum 

Beendigungszeitpunkt entstandenen Verlust der Organgesellschaft auszugleichen. 

Maßgeblich ist die auf den Beendigungszeitpunkt zu erstellende (Zwischen-)Bilanz 

(§ 5 Abs. 8).  

  

§ 3 

Fälligkeit 

  

Die Verpflichtung zur Gewinnabführung bzw. zum Verlustausgleich entsteht zum Bilanzstichtag der 

Organgesellschaft und wird zu diesem Zeitpunkt fällig.  

 

§ 4 

Ausgleich und Abfindung analog §§ 304, 305 AktG  

  

Ein Ausgleich bzw. eine Abfindung analog §§ 304, 305 AktG an außenstehende Gesellschafter 

findet nicht statt, weil außenstehende Gesellschafter der Organgesellschaft nicht vorhanden sind.  

  

§ 5 

Wirksamwerden, Vertragsdauer 
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1. Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung durch die Gesellschafterversammlungen der 

vertragsschließenden Parteien.  

  

2. Der Vertrag wird wirksam mit seiner Eintragung im Handelsregister der 

Organgesellschaft und gilt dann für das gesamte bei Eintragung in das Handelsregister 

laufende Geschäftsjahr (frühestens ab dem 1. Januar 2025).  

  

3. Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen.  

  

4. Der Vertrag kann von jeder Partei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei (3) 

Monaten zum Ende eines jeden Geschäftsjahres der Organgesellschaft gekündigt 

werden. Der Vertrag kann jedoch frühestens zum Ende des Geschäftsjahres gekündigt 

werden, nach dessen Ablauf die in § 14 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 KStG vorgeschriebene, für die 

Anerkennung der körperschaftsteuerlichen und gewerbesteuerlichen Organschaft 

erforderliche steuerliche Mindestlaufzeit eines Gewinnabführungsabführungsvertrages 

erfüllt ist (nach derzeitiger Rechtslage fünf (5) Zeitjahre (60 Monate) gerechnet ab dem 

Beginn (00.00 Uhr) des Geschäftsjahres, in dem dieser Vertrag, durch Eintragung im 

Handelsregister der Organgesellschaft wirksam geworden ist („Mindestlaufzeit“)). Wird 

dieser Vertrag im Geschäftsjahr, das am 1. Januar 2025 beginnt, eingetragen, und wird 

das Geschäftsjahr nicht umgestellt, so endet die Mindestlaufzeit zum Ablauf (24.00 Uhr) 

des 31. Dezember 2029. Wird das Geschäftsjahr der Organgesellschaft vor Ablauf der 

Mindestlaufzeit geändert, so verlängert sich die Mindestlaufzeit um die Dauer des bei 

einer Änderung des Geschäftsjahres jeweils entstehenden Rumpfgeschäftsjahres, ohne 

dass es einer gesonderten Erklärung bedarf.  

  

5. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Delivery Hero ist 

insbesondere zur Kündigung aus wichtigem Grund berechtigt, wenn einer der folgenden 

Umstände eintritt:  
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a) Die steuerliche Anerkennung dieses Vertrages wird durch Steuerbescheid oder 

Urteil rechtskräftig versagt oder droht auf Grund von Verwaltungsanweisungen 

versagt zu werden;  

  

b) Delivery Hero nicht mehr die Mehrheit der Stimmrechte aus den Anteilen an der 

Organgesellschaft zusteht oder zustehen wird oder wenn ein weiterer 

Gesellschafter an der Organgesellschaft beteiligt wird;  

  

c) sonst ein wichtiger Grund im Sinne von R 14.5 Abs. 6 KStR 2022 oder einer 

entsprechenden Vorschrift vorliegt, die im Zeitpunkt der Kündigung diese 

Vertrages Anwendung findet.  

  

  Die obengenannten Gründe sind exemplarisch und nicht abschließend.  

  

6. Eine Kündigung muss schriftlich erfolgen.  

  

7. Wenn dieser Vertrag endet, hat Delivery Hero den Gläubigern der Organgesellschaft 

entsprechend § 303 AktG Sicherheit zu leisten.  

  

8. Auf jeden Beendigungszeitpunkt ist eine (Zwischen-)Bilanz aufzustellen.  

  

§ 6 

Vertragsänderung 

  

Änderungen oder Ergänzungen der Regelungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform.   

  

§ 7 

Anwendbares Recht 

  

Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich deutschem Recht.  
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§ 8 

Schlussbestimmungen 

  

1. Die Bestimmungen dieses Vertrages sind so auszulegen, dass die von den Parteien 

gewollte ertragsteuerliche Organschaft in vollem Umfang wirksam wird. Sollte eine der 

Vertragsbestimmungen unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die 

Rechtswirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht berührt. Die betreffende 

Vertragsbestimmung gilt als ersetzt durch diejenige andere Vertragsbestimmung, die 

dem angestrebten Zweck am nächsten kommt. Gleiches gilt für den Fall, dass der Vertrag 

eine Regelungslücke aufweist.  

  

2. Soweit in diesem Vertrag die Anwendung gesetzlicher Bestimmungen vorgesehen ist, sind 

die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen, soweit nicht in diesem Vertrag 

ausdrücklich etwas Abweichendes vereinbart ist, in ihrer jeweils gültigen Fassung 

anzuwenden.  

  

3. Im Falle von Abweichungen zwischen der deutschen und der englischen Fassung dieses 

Vertrages ist die deutsche Fassung maßgebend. 

 

 

[Unterschriftenseite folgt] 

 

 

[Unterschriftenzeilen der Parteien]“ 

  

[Ende des Gewinnabführungsvertrages] 

 

Es ist beabsichtigt, dass die Gesellschafterversammlung der Tochtergesellschaft dem 

Gewinnabführungsvertrag zeitnah nach dieser Hauptversammlung zustimmt.  



 
 

110 
 

Der Gewinnabführungsvertrag ist in einem gemeinsamen Bericht des Vorstands der Delivery 

Hero SE und der Geschäftsführung der Tochtergesellschaft gem. § 293a Abs. 1 AktG näher 

erläutert und begründet. 

Dieser gemeinsame Bericht und der Entwurf des Gewinnabführungsvertrages werden zusammen 

mit den weiteren zu diesem Tagesordnungspunkt 22 zugänglich zu machenden Unterlagen vom 

Tag der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zugänglich sein. 

Der Gewinnabführungsvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit unter anderem der Zustimmung der 

Hauptversammlung der Delivery Hero SE.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Dem Abschluss des Gewinnabführungsvertrages zwischen der Delivery Hero SE, Berlin 

und der Delivery Hero MENA Holding GmbH, Berlin (HRB 229327 B), letztere als 

gewinnabführende Gesellschaft, wird zugestimmt. 

 

23. Beschlussfassung über die Zustimmung zu dem Beherrschungsvertrag zwischen 

Delivery Hero SE und Delivery Hero MENA Holding GmbH 

 

Die Delivery Hero SE beabsichtigt, mit ihrer Tochtergesellschaft Delivery Hero MENA Holding 

GmbH, Berlin (HRB 229327 B) (die „Tochtergesellschaft“) einen Beherrschungsvertrag 

abzuschließen. 

Der Beherrschungsvertrag soll der Festigung einer umsatzsteuerlichen Organschaft zwischen der 

Delivery Hero SE und der Tochtergesellschaft dienen. Die Delivery Hero SE hält an der 

Tochtergesellschaft unmittelbar 100 % der Geschäftsanteile.  

Da die Delivery Hero SE die alleinige Gesellschafterin der Tochtergesellschaft ist, sind 

Ausgleichszahlungen oder Abfindungen für außenstehende Gesellschafter gem. den §§ 304, 305 

AktG nicht zu gewähren.  

Der Beherrschungsvertrag zwischen Delivery Hero SE und den Tochtergesellschaften soll den 

folgenden Inhalt haben: 
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„BEHERRSCHUNGSVERTRAG 

  

zwischen  

  

Delivery Hero SE, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Charlottenburg unter 

HRB 198015 B,  

  

– nachstehend „Delivery Hero“ genannt –  

  

und  

  

Delivery Hero MENA Holding GmbH, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts 

Charlottenburg unter HRB 229327 B,  

  

– nachstehend „Organgesellschaft“ genannt –  

  

– Delivery Hero und die Organgesellschaft gemeinsam auch die „Parteien“ genannt –  

  

 

Präambel 

  

Delivery Hero ist die Alleingesellschafterin der Organgesellschaft.  

  

Die Organgesellschaft ist daher in wirtschaftlicher und in finanzieller Hinsicht eng mit Delivery Hero 

verbunden. Nunmehr soll der nachfolgende Beherrschungsvertrag (nachstehend der „Vertrag“ 

genannt) geschlossen werden.  
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§ 1 

Beherrschung 

  

1. Die Organgesellschaft unterstellt ihre Leitung der Delivery Hero entsprechend § 291 Abs. 

1 S. 1 Var. 1 AktG analog.  

  

2. Delivery Hero ist berechtigt, der Geschäftsführung der Organgesellschaft hinsichtlich der 

Leitung der Organgesellschaft Weisungen zu erteilen. Eine Weisung, diesen Vertrag 

aufrechtzuerhalten, zu ändern oder zu beenden, darf nicht erteilt werden. 

  

3. Die Organgesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die 

Weisungen von Delivery Hero zu befolgen.  

  

4. Delivery Hero ist jederzeit berechtigt, Bücher und Schriften der Organgesellschaft 

einzusehen. Die Geschäftsführer der Organgesellschaft sind verpflichtet, Delivery Hero 

jederzeit alle gewünschten Auskünfte über sämtliche geschäftlichen oder 

organisatorischen Angelegenheiten der Organgesellschaft zu geben.  

  

§ 2 

Verlustübernahme 

  

1. Delivery Hero ist entsprechend den Bestimmungen des § 302 AktG in seiner jeweils 

geltenden Fassung zur Übernahme des Verlusts der Organgesellschaft verpflichtet. Der 

Anspruch auf Verlustausgleich entsteht zum Bilanzstichtag der Organgesellschaft und 

wird zu diesem Zeitpunkt fällig.  

  

2. Während eines Geschäftsjahres oder vor Feststellung des Jahresabschlusses der 

Organgesellschaft für ein Geschäftsjahr kann die Organgesellschaft Abschlagszahlungen 

auf einen für das Geschäftsjahr von Delivery Hero voraussichtlich zu übernehmenden 

Jahresfehlbetrag verlangen, soweit sie solche Abschlagszahlungen mit Rücksicht auf ihre 

Liquidität benötigt. Etwaige Abschlagszahlungen von Delivery Hero sind mit dem der 
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Organgesellschaft tatsächlich zustehenden Verlustübernahmeanspruch zu verrechnen. 

Sofern und soweit die von Delivery Hero geleisteten Abschlagszahlungen den 

tatsächlichen Verlustübernahmeanspruch der Organgesellschaft übersteigen, ist der 

verbleibende Differenzbetrag am entsprechenden Bilanzstichtag der Organgesellschaft 

von der Organgesellschaft an Delivery Hero zu erstatten. Wenn beide Parteien dies 

einvernehmlich vereinbaren, kann ein etwaiger Saldo, der nicht am Bilanzstichtag 

ausgeglichen wird, in ein verzinsliches Darlehen umgewandelt werden.  

  

3. Falls dieser Vertrag unterjährig endet, ist Delivery Hero verpflichtet, den bis zum 

Beendigungszeitpunkt entstandenen Verlust der Organgesellschaft auszugleichen. 

Maßgeblich ist die auf den Beendigungszeitpunkt zu erstellende (Zwischen-)Bilanz 

(§ 4 Abs. 8).  

   

§ 3 

Ausgleich und Abfindung analog §§ 304, 305 AktG  

  

Ein Ausgleich bzw. eine Abfindung analog §§ 304, 305 AktG an außenstehende Gesellschafter 

findet nicht statt, weil außenstehende Gesellschafter der Organgesellschaft nicht vorhanden sind.  

  

§ 4 

Wirksamwerden, Vertragsdauer, Kündigung 

  

1. Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung durch die Gesellschafter-versammlungen der 

vertragsschließenden Parteien.  

  

2. Der Vertrag wird wirksam mit seiner Eintragung im Handelsregister der 

Organgesellschaft.   

3. Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen.  
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4. Der Vertrag kann von jeder Partei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei (3) 

Monaten zum Ende eines jeden Geschäftsjahres der Organgesellschaft gekündigt 

werden.   

  

5. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Delivery Hero ist 

insbesondere zur Kündigung aus wichtigem Grund berechtigt, wenn einer der folgenden 

Umstände eintritt:  

  

a) Die steuerliche Anerkennung dieses Vertrages wird durch Steuerbescheid oder 

Urteil rechtskräftig versagt oder droht auf Grund von Verwaltungsanweisungen 

versagt zu werden;  

  

b) Delivery Hero nicht mehr die Mehrheit der Stimmrechte aus den Anteilen an der 

Organgesellschaft zusteht oder zustehen wird oder wenn ein weiterer 

Gesellschafter an der Organgesellschaft beteiligt wird;  

  

  Die obengenannten Gründe sind exemplarisch und nicht abschließend.   

  

6. Eine Kündigung muss schriftlich erfolgen.  

  

7. Wenn dieser Vertrag endet, hat Delivery Hero den Gläubigern der Organgesellschaft 

entsprechend § 303 AktG Sicherheit zu leisten.  

  

8. Auf jeden Beendigungszeitpunkt ist eine (Zwischen-)Bilanz aufzustellen.  

  

§ 5 

Vertragsänderung 

  

Änderungen oder Ergänzungen der Regelungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform.   
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§ 6 

Anwendbares Recht 

  

Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich deutschem Recht.  

  

§ 7 

Schlussbestimmungen 

  

1. Die Bestimmungen dieses Vertrages sind so auszulegen, dass die von den Parteien 

gewollte umsatzsteuerliche Organschaft in vollem Umfang wirksam wird. Sollte eine der 

Vertragsbestimmungen unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die 

Rechtswirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen nicht berührt. Die betreffende 

Vertragsbestimmung gilt als ersetzt durch diejenige andere Vertragsbestimmung, die 

dem angestrebten Zweck am nächsten kommt. Gleiches gilt für den Fall, dass der Vertrag 

eine Regelungslücke aufweist.  

  

2. Soweit in diesem Vertrag die Anwendung gesetzlicher Bestimmungen vorgesehen ist, sind 

die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen, soweit nicht in diesem Vertrag 

ausdrücklich etwas Abweichendes vereinbart ist, in ihrer jeweils gültigen Fassung 

anzuwenden.  

  

3. Im Falle von Abweichungen zwischen der deutschen und der englischen Fassung dieses 

Vertrages ist die deutsche Fassung maßgebend.  

  

[Unterschriftenseite folgt] 

  

[Unterschriftenzeilen der Parteien]“ 

 

[Ende des Beherrschungsvertrages] 
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Es ist beabsichtigt, dass die Gesellschafterversammlung der Tochtergesellschaft dem 

Beherrschungsvertrag zeitnah nach dieser Hauptversammlung zustimmt.  

 

Der Beherrschungsvertrag ist in einem gemeinsamen Bericht des Vorstands der Delivery Hero SE 

und der Geschäftsführung der Tochtergesellschaft gem. § 293a Abs. 1 AktG näher erläutert und 

begründet. 

Dieser gemeinsame Bericht und der Entwurf des Beherrschungsvertrages werden zusammen mit 

den weiteren zu diesem Tagesordnungspunkt 23 zugänglich zu machenden Unterlagen vom Tag 

der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zugänglich sein. 

Der Beherrschungsvertrag bedarf zu seiner Wirksamkeit unter anderem der Zustimmung der 

Hauptversammlung der Delivery Hero SE.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Dem Abschluss des Beherrschungsvertrages zwischen der Delivery Hero SE, Berlin und 

der Delivery Hero MENA Holding GmbH, Berlin (HRB 229327 B), letztere als beherrschte 

Gesellschaft, wird zugestimmt. 

 

II. ANHANG TAGESORDNUNGSPUNKT 4 

 

Ergänzende Angaben zu den Aufsichtsratskandidaten zu Tagesordnungspunkt 4 gem. § 125 
Abs. 1 S. 5 AktG bzw. des Deutschen Corporate Governance Kodex i. d. F. v. 28. April 2022 
 

ANTEILSEIGNERVERTRETER 

 

Scott Ferguson 

Persönliche Daten 

Geburtsjahr: 1974 

Nationalität: US-Amerikanisch 
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Kurzlebenslauf 

Scott Ferguson, geboren 1974, schloss sein Studium in Public Policy an der Stanford University in 

Stanford, USA, 1996 mit einem Bachelor of Arts-Abschluss (B.A.) ab. Außerdem erwarb er 2003 

einen Master of Business Administration-Abschluss (MBA) an der Harvard Business School in 

Boston, USA.  

Scott Ferguson begann seine Karriere 1996 als Business Analyst bei McKinsey & Company. 1999 

wechselte er als Vice President zu American Industrial Partners. Anschließend war er von 2003 

bis 2012 Analyst und Investment Partner bei Pershing Square Capital Management. 

Im Jahr 2012 gründete Scott Ferguson Sachem Head Capital Management LP und ist seitdem der 

Managing Partner und Portfolio Manager. 

Ferner verfügt er über fundierte Erfahrungen als ehemaliges Mitglied des Board of Directors in 

verschiedenen Bereichen, darunter die produktions- und pharmazeutische Industrie sowie die 

Sektoren Software und Lebensmittel. 

 

Mandate in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 1 

AktG 

− Keine. 

Mandate in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 AktG 

− Keine. 

Weitere Tätigkeiten (Managementpositionen und Partnerschaften): 

− Sachem Head Capital Management LP (Managing Member). 

 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen keine für die Wahlentscheidung der 

Hauptversammlung maßgebenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zwischen 

Scott Ferguson einerseits und den Gesellschaften des Delivery Hero SE-Konzerns, deren Organen 

oder einem direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der Delivery 

Hero SE beteiligten Aktionär andererseits. 

Der Kandidat ist nach Einschätzung des Aufsichtsrats als unabhängig im Sinne des Deutschen 

Corporate Governance Kodex anzusehen. 
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Judith Jungmann  

Persönliche Daten 

Geburtsjahr: 1970 

Nationalität: Deutsch 

 

Kurzlebenslauf 

Judith Jungmann, geboren 1970, studierte Rechtswissenschaften an der Ludwig-Maximilians-

Universität in München und schloss ihre juristische Ausbildung mit dem ersten Staatsexamen im 

Jahr 1994 sowie dem zweiten Staatsexamen im Jahr 1996 ab. Darüber hinaus absolvierte sie im 

Zeitraum von 2023-2024 ein Executive Coaching-Programm an der IESE Business School in 

Barcelona, Spanien, in 2019 ein Executive-Programm an der Singularity University in Mountain 

View, Kalifornien, sowie in 2010, im Rahmen eines General Management-Programms ihres 

damaligen Arbeitgebers, Danone zwei Module über Strategie und High Performance Leadership 

an der IMD Business School in Lausanne, Schweiz.  

Judith Jungmann begann ihre Karriere 1996 bei der Siemens AG als Juristin im Bereich Arbeits- 

und Sozialrecht und übernahm Aufgaben als Human Resources-Spezialistin. In 2003 wechselte sie 

zur Danone Group, wo sie zunächst in Deutschland die Personalleitung und später die HR Director 

Position in der Milchfrische Division verantwortete, bevor sie 2008 nach Amsterdam wechselte, 

um als globale Talent Director nach der Akquisition einer großen Sparte (Baby Nutrition) zu 

agieren und später bis 2014 als Regional HR Director Verantwortlichkeit für die Regionen Europa, 

Lateinamerika, Afrika und Russland/GUS zu übernehmen. Danach arbeitete sie von 2015 bis 2017 

als Senior Vice President People & Communications bei der Scout24 AG, die in dieser Zeit den 

erfolgreichen Börsengang absolvierte. Seit 2018 ist sie Chief Human Resources Officer der 

Beckers Group, eines Unternehmens der Spezialchemie (Beschichtungen), in Berlin mit globaler 

Verantwortlichkeit für die Bereiche Human Resources und Kommunikation. Im Zeitraum von 

2018-2020 verantwortete sie zusätzlich die Nachhaltigkeitsthemen der Gruppe und erarbeitete 

die Nachhaltigkeitsstrategie für 2030 mit einem cross-funktionalen Team.  

Ferner war Judith Jungmann in der Zeit von September 2021 bis Oktober 2022 Mitglied des 

Aufsichtsrats der Autodoc AG und ist seit September 2023 Mitglied des Aufsichtsrats und 
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Vorsitzende des Vergütungsausschusses der Marley Spoon SE. Seit Juli 2024 ist Judith Jungmann 

zudem Mitglied des Aufsichtsrats der Marley Spoon Group SE. 

Ehrenamtlich engagiert sich Judith Jungmann seit 2017 als Mentorin von weiblichen 

Führungsnachwuchskräften.  

 

Mandate in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 1 

AktG 

− Marley Spoon SE (Mitglied des Aufsichtsrats). 

Mandate in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 AktG 

− Marley Spoon Group SE (Mitglied des Aufsichtsrats). 

Weitere Tätigkeiten 

− Keine. 

 

Nach Einschätzung des Aufsichtsrats bestehen keine für die Wahlentscheidung der 

Hauptversammlung maßgebenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zwischen 

Judith Jungmann einerseits und den Gesellschaften des Delivery Hero SE-Konzerns, deren 

Organen oder einem direkt oder indirekt mit mehr als 10 % der stimmberechtigten Aktien an der 

Delivery Hero SE beteiligten Aktionär andererseits. 

Die Kandidatin ist nach Einschätzung des Aufsichtsrats als unabhängig im Sinne des Deutschen 

Corporate Governance Kodex anzusehen. 

 

ARBEITNEHMERVERTRETER 

 

Dimitrios Tsaousis  

Persönliche Daten 

Geburtsjahr: 1972 

Nationalität: Griechisch 

 

Kurzlebenslauf 
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Dimitrios Tsaousis, geboren 1972 in Athen, Griechenland, erwarb im Jahr 1995 einen Bachelor of 

Science-Abschluss (B.Sc.) in Business Studies an der Universität Swansea, Wales, UK. Nach seinem 

Studium trat Dimitrios Tsaousis als Unteroffizier in die griechische Marine ein und erfüllte seine 

militärischen Pflichten. 

Dimitrios Tsaousis begann seine berufliche Laufbahn mit Positionen in den Bereichen Sales und 

Business Development in verschiedenen Sektoren bevor er im Jahr 2008 eine Beschäftigung als 

Stockbroker bei G.A Pervanas Securities & Investment Services Co. S.A. aufnahm. Während 

seiner Zeit bei G.A. Pervanas Securities & Investment Services Co. S.A. erwarb er die Qualifikation 

eines Certified European Financial Analyst von der Hellenic Capital Markets Commission (HCMC) 

und wurde zum Gerichtssachverständigen für Finanzangelegenheiten am Erstinstanzlichen 

Gericht von Athen ernannt. 

Im Jahr 2015 trat Dimitrios Tsaousis der Delivery Hero-Gruppe als Sales Account Executive bei 

Online Delivery S.A. (Griechenland) bei, wo er den Aufbau des Non-Commission Revenue 

Geschäfts der Gesellschaft überwachte. Seit Anfang 2021 ist er als Fleet Operations Supervisor 

für Go Delivery S.A., eine griechische Tochtergesellschaft von Delivery Hero SE, tätig. 

Von 2019 bis Oktober 2022 war Dimitrios Tsaousis Vorsitzender des SE-Betriebsrats der Delivery 

Hero SE.  

 

Mandate in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 1 

AktG 

− Keine. 

Mandate in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 AktG 

− Altura Hector S.A. (Mitglied des Board of Directors). 

Weitere Tätigkeiten 

− Keine. 

 

Christos Ntikos 

Persönliche Daten 

Geburtsjahr: 1972 

Nationalität: Griechisch 



 
 

121 
 

Kurzlebenslauf 

Christos Ntikos, geboren 1972, erwarb 2005 sein Postgraduierten-Diplom in Management 

Studies (DMS) an der Kingston University am Rethymno Campus in Griechenland. Außerdem 

erwarb er 2009 seinen Bachelor of Arts-Abschluss (B.A.) im Bank- und Versicherungswesen an 

der CNAM (Conservatoire National des Arts et Métiers), in Griechenland. 

Christos Ntikos begann seine Karriere 1997 als Sales Manager bei Coca-Cola in Griechenland. In 

dieser Funktion war er unter anderem für die Pflege starker Kundenbeziehungen zuständig. 2000 

bis 2008 arbeitete Christos Ntikos als Sales Manager bei Santorini Emporium in Griechenland, wo 

er Verkaufsstrategien entwickelte und eine Schlüsselrolle bei der Steigerung des 

Unternehmenswerts und der Aufrechterhaltung des Gleichgewichts im lokalen 

Einzelhandelsumfeld spielte. 

Von 2008 bis 2020 war Christos Ntikos in verschiedenen Positionen als Fahrer in Griechenland 

tätig, unter anderem als Taxifahrer sowie Lieferfahrer für Pizza Hut. Seit 2020 ist er als 

Lieferfahrer für efood, eine griechische Tochtergesellschaft von Delivery Hero SE, tätig. 

 

Mandate in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 1 

AktG 

− Keine. 

Mandate in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von 

Wirtschaftsunternehmen im Sinne von § 125 Abs. 1 S. 5 Hs. 2 AktG 

− Keine. 

Weitere Tätigkeiten 

− Keine. 

 

 

III. ERGÄNZENDE ANGABEN UND HINWEISE 

 

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

EUR 293.781.658,00 und ist in 293.781.658 auf den Namen lautende Stückaktien eingeteilt. Jede 
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Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung beläuft sich die Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte somit jeweils auf 

293.781.658. Es wird darauf hingewiesen, dass die Gesellschaft im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung direkt und indirekt 20.712 eigene Aktien hält, aus denen der Gesellschaft kein 

Stimmrecht zusteht. 

 

2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 
die Ausübung des Stimmrechts 
Die Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung nach der gesetzlichen 

Regelung in § 118a AktG führt zu einigen Modifikationen beim Ablauf der Hauptversammlung 

sowie der Ausübung der Aktionärsrechte gegenüber einer Präsenz-Hauptversammlung. Daher 

bitten wir um besondere Beachtung der nachfolgenden Hinweise, insbesondere zur Möglichkeit 

der Verfolgung der Hauptversammlung in Bild und Ton, des Rechts zur Einreichung von 

Stellungnahmen, des Antragsrechts, zur Ausübung des Stimmrechts, des Rederechts, des 

Auskunftsrechts und des Widerspruchsrechts. 

Der Vorstand der Delivery Hero SE hat auf Grundlage von § 16 Abs. 4 der Satzung der 

Gesellschaft entschieden, die diesjährige Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abzuhalten. Eine 

physische Teilnahme der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) ist daher ausgeschlossen.  

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können die gesamte Hauptversammlung am 18. Juni 2025, 

ab 10:00 Uhr MESZ*, mit Bild und Ton live durch Nutzung des Investor-Portals im Internet unter  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

verfolgen. Wie Sie Zugang zum Investor-Portal erhalten, ist nachfolgend im Abschnitt „Zugang 

zum Investor-Portal und elektronische Zuschaltung zur Versammlung“ (dazu Ziffer III.3) 

beschrieben. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt im 

Wege elektronischer Kommunikation durch elektronische Briefwahl oder durch Vollmachts- und 

Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

 

*Soweit nicht ausdrücklich anders vermerkt, sind sämtliche Zeitangaben in dieser 

Hauptversammlungseinladung Zeitangaben in der für Deutschland geltenden mitteleuropäischen 
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Sommerzeit (MESZ). Die koordinierte Weltzeit (UTC) entspricht der mitteleuropäischen 

Sommerzeit (MESZ) minus zwei Stunden. 

 

3. Zugang zum Investor-Portal und elektronische Zuschaltung zur Versammlung 
Die Gesellschaft hat für Zwecke der virtuellen Hauptversammlung ein Investor-Portal 

eingerichtet. Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können sich über das Investor-Portal 

elektronisch zur Hauptversammlung zuschalten und diese am Tag der Hauptversammlung ab 

10:00 Uhr live in Bild und Ton verfolgen sowie im Wege elektronischer Kommunikation 

Aktionärsrechte ausüben. Das Investor-Portal ist abrufbar unter der Internetadresse 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting. 

Der (online) Zugang zum Investor-Portal erfolgt durch Eingabe der Aktionärsnummer und den 

zugehörigen individuellen Zugangsdaten (PIN bzw. Zugangscode), der mit der Einladung an die im 

Aktienregister eingetragenen Aktionäre versendet wird. Die erforderlichen Informationen zum 

Vorgehen werden mit der Einladung an die im Aktienregister eingetragenen Aktionäre 

versendet. Aktionäre, die erst nach dem Beginn des 28. Mai 2025, 00:00 Uhr, im Aktienregister 

eingetragen werden, erhalten nach den gesetzlichen Vorgaben ohne Anforderung keine 

Einladungsunterlagen und somit auch keine Zugangsdaten für das Investor-Portal zur 

Hauptversammlung übersandt. Sie können aber über die nachfolgend genannte Anmeldestelle 

(dazu unter Ziffer III.4) die Einladungsunterlagen mit der erforderlichen Aktionärsnummer und 

den zugehörigen individuellen Zugangsdaten anfordern. 

Ohne ordnungsgemäße Anmeldung zur Versammlung können Aktionäre sich nicht elektronisch 

zur Versammlung zuschalten und keine Aktionärsrechte, insbesondere nicht das Stimmrecht, 

ausüben. Auch die elektronische Erteilung von Vollmachten und Weisungen an die 

Abstimmungsvertreter der Gesellschaft über das Investor-Portal erfordern die fristgerechte 

Anmeldung zur Hauptversammlung. 

Sollten Aktionäre die Unterlagen – etwa, weil sie an dem für den Versand maßgeblichen Tag noch 

nicht im Aktienregister eingetragen sind – nicht automatisch erhalten, werden diese den 

betreffenden Aktionären auf Verlangen übermittelt. Ein entsprechendes Verlangen ist an eine 

der nachfolgend im Abschnitt III.4 genannten Adressen der Anmeldestelle zu richten. 

Das Investor-Portal wird voraussichtlich ab dem 13. Mai 2025 freigeschaltet. 
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4. Anmeldung zur Hauptversammlung und Ausübung des Stimmrechts; 
Umschreibestopp 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung (d. h. zur elektronischen Zuschaltung zu der 

Hauptversammlung) und zur Ausübung des Stimmrechts sind gem. § 17 der Satzung der 

Gesellschaft diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind und sich 

rechtzeitig zur Hauptversammlung angemeldet haben. Die Anmeldung muss spätestens am 

11. Juni 2025 bis 24:00 Uhr entweder auf elektronischem Weg über das Investor-Portal oder bei 

der nachstehend genannten Anmeldestelle 

Delivery Hero SE 

c/o Computershare Operations Center 

80249 München 

Deutschland 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

zugehen („Anmeldestelle“). Für den Zugang zum Investor-Portal siehe bitte die Hinweise unter 

Ziffer III.3. 

Ausschließlich für Intermediäre gem. § 67c Abs. 1 und Abs. 2 Satz 3 AktG i. V. m. Art. 2 Abs. 1 und 

3 und Art. 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212 ist die Anmeldung auch möglich 

über 

SWIFT: CMDHDEMMXXX 

Instruktionen gem. ISO 20022; 

eine Autorisierung über SWIFT Relationship Management Application (RMA) ist erforderlich. 

Im Verhältnis zur Gesellschaft bestehen nach § 67 Abs. 2 S. 1 AktG Rechte und Pflichten aus Aktien 

nur für und gegen den im Aktienregister Eingetragenen. Für die Anzahl der einem 

ordnungsgemäß angemeldeten Aktionär in der Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte ist 

demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der Hauptversammlung 

maßgeblich. Aus arbeitstechnischen Gründen werden allerdings im Zeitraum vom Ablauf des 

11. Juni 2025 (sogenanntes „Technical Record Date“) bis zum Schluss der Hauptversammlung am 

18. Juni 2025 keine Umschreibungen im Aktienregister vorgenommen (sogenannter 

„Umschreibestopp“). Deshalb entspricht der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der 

Hauptversammlung dem Stand nach der letzten Umschreibung am 11. Juni 2025. Der 

Umschreibestopp bedeutet keine Sperre für die Verfügung über die Aktien. Erwerber von Aktien, 

deren Umschreibungsanträge nach dem 11. Juni 2025 bei der Gesellschaft eingehen, können 
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allerdings Stimmrechte und sonstige Aktionärsrechte aus diesen Aktien nicht ausüben, es sei 

denn, sie lassen sich insoweit bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermächtigen. In solchen 

Fällen bleiben Stimmrechte und sonstige Aktionärsrechte bis zur Umschreibung noch bei dem im 

Aktienregister Eingetragenen. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im 

Aktienregister eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge rechtzeitig zu 

stellen. 

 

5. Verfahren für die Stimmrechtsausübung im Wege elektronischer 
Kommunikation (elektronische Briefwahl) 
Die Stimmrechtsausübung erfolgt im Wege elektronischer Kommunikation durch elektronische 

Briefwahl unter Nutzung des Investor-Portals. Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind 

und sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, können ihre Stimme durch 

elektronische Briefwahl im Vorfeld der Hauptversammlung sowie während der 

Hauptversammlung unter Nutzung des Investor-Portals abgeben. Bevollmächtigte, einschließlich 

bevollmächtigter Intermediäre (z. B. Kreditinstitute), Aktionärsvereinigungen, 

Stimmrechtsberater sowie Personen, die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur 

Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversammlung erbieten, können sich ebenfalls der 

elektronischen Briefwahl bedienen. 

Die Stimmabgabe kann unter den oben im Abschnitt „Anmeldung“ (siehe Ziffer III.4) genannten 

Voraussetzungen auch per SWIFT erfolgen. 

Nach erfolgter ordnungsgemäßer Anmeldung zur Hauptversammlung sind Abgabe und 

Änderungen von bereits im Wege der elektronischen Briefwahl abgegebenen Stimmen unter 

Nutzung des Investor-Portals bis zur Schließung der Abstimmung in der Hauptversammlung am 

18. Juni 2025 möglich. Den genauen Zeitpunkt, zu dem die Abgabe- bzw. Änderungsmöglichkeit 

über das Investor-Portal endet, legt dabei der Versammlungsleiter fest. Er wird hierauf während 

der Hauptversammlung rechtzeitig hinweisen. 

 

6. Verfahren für die Stimmabgabe durch die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter 
Aktionäre können sich nach Maßgabe ihrer Weisungen durch die Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft bei Ausübung des Stimmrechts vertreten lassen. Auch für die Bevollmächtigung der 
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Stimmrechtsvertreter ist die rechtzeitige und ordnungsgemäße Anmeldung der Aktien bis zum 

11. Juni 2025, 24:00 Uhr erforderlich.  

Die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bedarf ebenso wie 

die Erteilung von Weisungen der Textform (§ 126b BGB). Vor und während der 

Hauptversammlung steht Ihnen für die Ausübung des Stimmrechts im Wege der Vollmachts- und 

Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft das unter der Internetadresse  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

erreichbare Investor-Portal der Gesellschaft zur Verfügung. Die Bevollmächtigung über das 

Investor-Portal ist auch am Tag der Hauptversammlung möglich. Über das Investor-Portal 

können Sie auch noch während der Hauptversammlung bis zum Beginn der Abstimmung eine 

etwaige zuvor erteilte Vollmacht und Weisung ändern oder widerrufen. Den genauen Zeitpunkt, 

zu dem die Widerrufs- bzw. Änderungsmöglichkeit über das Investor-Portal endet, legt dabei der 

Versammlungsleiter fest. Er wird hierauf während der Hauptversammlung rechtzeitig hinweisen. 

Bitte denken Sie in jedem Fall zuvor an die fristgerechte Anmeldung der Aktien bis zum 11. Juni 

2025, 24:00 Uhr.  

Eine Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter kann auch außerhalb des 

Investor-Portals erfolgen. Ein entsprechendes Vollmachts- und Weisungsformular kann auch auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

heruntergeladen oder bei der Anmeldestelle angefordert werden. Wenn Sie (anstelle des 

Investor-Portals) das Vollmachts- und Weisungsformular verwenden, muss dieses bis spätestens 

17. Juni 2025, 24:00 Uhr (Datum des Eingangs) bei der nachstehend genannten Anmeldestelle 

eingehen: 

Delivery Hero SE 

c/o Computershare Operations Center 

80249 München 

Deutschland 

E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Bis zu diesem Zeitpunkt kann dies gem. § 67c AktG auch über Intermediäre, auch unter 

Verwendung der oben genannten SWIFT-Adresse, an die Gesellschaft übermittelt werden. 
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Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können nur zu solchen Punkten der Tagesordnung und 

zu solchen Anträgen und Wahlvorschlägen abstimmen, zu denen ihnen Weisungen für die 

Ausübung des Stimmrechts erteilt worden sind. Den Stimmrechtsvertretern müssen Vollmacht 

sowie ausdrückliche und eindeutige Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts zu jedem 

relevanten Tagesordnungspunkt erteilt werden. Soweit eine ausdrückliche und eindeutige 

Weisung fehlt, werden sich die Stimmrechtsvertreter für den jeweiligen Abstimmungsgegenstand 

der Stimme enthalten. Sollte zu einem Gegenstand der Tagesordnung eine Einzelabstimmung 

stattfinden, gilt eine hierzu erteilte Weisung für jeden einzelnen Unterpunkt. Die 

Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. Aufträge zu 

Redebeiträgen und Auskunftsverlangen, zum Stellen von Anträgen und Wahlvorschlägen, zu 

Verlangen zur Aufnahme von Fragen in die Niederschrift sowie zum Einlegen von Widersprüchen 

gegen Hauptversammlungsbeschlüsse nehmen die Stimmrechtsvertreter nicht entgegen.  

 

7. Ausübung der Aktionärsrechte durch Bevollmächtigte; Verfahren für die 
Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 
Aktionäre können ihr Stimmrecht und sonstige Rechte in der Hauptversammlung auch durch 

einen anderen Bevollmächtigten, z. B. ein Kreditinstitut, einen Stimmrechtsberater, eine Person, 

die sich geschäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des Stimmrechts in der 

Hauptversammlung erbietet oder einen anderen Dritten ausüben lassen. Auch bevollmächtigte 

Dritte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Bevollmächtigte Dritte 

können das Stimmrecht ihrerseits ausschließlich durch elektronische Briefwahl oder Vollmacht 

und Weisung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben.  

In dem Fall, dass Aktionäre mehr als eine Person bevollmächtigen, ist die Gesellschaft berechtigt, 

nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen eine oder mehrere von diesen zurückzuweisen 

(vgl. § 134 Abs. 3 S. 2 AktG, Art. 10 Abs. 2 UAbs. 2 S. 2 der Richtlinie 2007/36/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 (Aktionärsrechterichtlinie)). Auch im Fall einer 

Stimmrechtsvertretung ist eine fristgerechte Anmeldung der Aktien erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB), wenn weder ein Kreditinstitut, ein Intermediär, 

eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater oder eine andere Person im Sinne von § 135 

Abs. 8 AktG bevollmächtigt wird. Aktionäre können für die Vollmachtserteilung das im Internet 

unter  
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https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zur Verfügung stehende Vollmachtsformular nutzen. Die Erteilung der Vollmacht kann entweder 

unmittelbar gegenüber dem Bevollmächtigten (in diesem Fall bedarf es des Nachweises der 

Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft in Textform) oder in Textform oder elektronisch 

über das Investor-Portal, jeweils gegenüber der Gesellschaft erfolgen.  

Unbeschadet eines anderweitigen, nach dem Gesetz zulässigen Wegs zur Übermittlung der 

Vollmacht bzw. des Nachweises über die Bestellung eines Bevollmächtigten an die Gesellschaft, 

kann die Vollmachtserteilung auch elektronisch über das Investor-Portal erfolgen; ein 

gesonderter Nachweis über die Erteilung der Vollmacht erübrigt sich in diesem Fall. 

Auch der Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann unbeschadet eines anderweitigen, nach 

dem Gesetz zulässigen Übermittlungsweg über das Investor-Portal erfolgen. 

Erfolgt die Erteilung oder der Nachweis einer Vollmacht oder deren Widerruf durch Erklärung 

gegenüber der Gesellschaft außerhalb des Investor-Portals, so muss diese aus organisatorischen 

Gründen der oben genannten Anmeldestelle bis zum 17. Juni 2025, 24:00 Uhr, zugehen. Gem. § 

67c AktG kann die Vollmacht bis zu diesem Zeitpunkt über Intermediäre, auch unter Verwendung 

der oben genannten SWIFT-Adresse, an die Gesellschaft übermittelt werden. 

Am Tag der Hauptversammlung können Vollmachten ausschließlich unter Nutzung des Investor-

Portals abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Die Bevollmächtigung über das Investor-

Portal bzw. deren Änderung oder Widerruf muss spätestens bis zu dem vom Versammlungsleiter 

im Rahmen der Abstimmungen festgelegten Zeitpunkt erfolgt sein. 

Bitte beachten Sie, dass eine Vollmachts- und Weisungserteilung über das Investor-Portal stets 

als vorrangig betrachtet wird und eine eventuelle anderweitige Vollmachts- und 

Weisungserteilung mit der gleichen Aktionärsnummer unabhängig vom Zeitpunkt des Zugangs 

gegenstandslos ist. 

Bevollmächtigte Dritte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter) können ebenfalls nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. 

Sie können das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich über elektronische 

Briefwahl oder die Erteilung von (Unter-)Vollmachten an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter ausüben. Insoweit gelten die obigen Hinweise entsprechend.  

Der Bevollmächtigte benötigt für die Nutzung des Investor-Portals individuelle Zugangsdaten. 

Nach Erteilung der Vollmacht gegenüber der Gesellschaft bzw. dem Nachweis einer gegenüber 
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dem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht stellt die Gesellschaft dem Aktionär die Zugangsdaten 

des Bevollmächtigten zur Weiterleitung an den Bevollmächtigten zur Verfügung bzw. schickt die 

Zugangsdaten direkt an den Bevollmächtigten.  

Die Bevollmächtigung sollte daher möglichst frühzeitig erfolgen, um einen rechtzeitigen Zugang 

der Zugangsdaten bei den Bevollmächtigten zu ermöglichen. 

Bei der Bevollmächtigung zur Stimmrechtsausübung nach § 135 AktG (Vollmachtserteilung an 

Kreditinstitute, Stimmrechtsberater, Aktionärsvereinigungen sowie sonstige von § 135 AktG 

erfasste Intermediäre und gem. § 135 AktG Gleichgestellte) sind Besonderheiten zu beachten, die 

bei dem jeweils zu Bevollmächtigenden zu erfragen sind. Nach dem Gesetz muss die Vollmacht in 

diesen Fällen einem bestimmten Bevollmächtigten erteilt und von dem Bevollmächtigten 

nachprüfbar festgehalten werden. Die Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und 

darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Bitte stimmen Sie sich 

daher, wenn Sie eine Vollmacht nach § 135 AktG erteilen wollen, mit dem zu Bevollmächtigenden 

über die Form der Vollmacht ab. Ein Verstoß gegen die vorgenannten und bestimmte weitere in 

§ 135 AktG genannte Erfordernisse für die Bevollmächtigung der in diesem Absatz Genannten 

beeinträchtigt allerdings gem. § 135 Abs. 7 AktG nicht die Wirksamkeit der Stimmabgabe. 

Ist ein Intermediär im Sinne des § 67a Abs. 4 AktG im Aktienregister eingetragen, so kann dieser 

das Stimmrecht für Aktien, die ihm nicht gehören, nur aufgrund einer Ermächtigung des 

wirtschaftlichen Eigentümers der Aktien ausüben. Entsprechendes gilt für Stimmrechtsberater, 

Aktionärsvereinigungen oder sonstige von § 135 AktG erfasste Intermediäre bzw. nach § 135 Abs. 

8 AktG Gleichgestellte. 

 

8. Weitere Informationen zur Stimmrechtsausübung 
Gehen Erklärungen über die Abgabe, Änderung oder den Widerruf von Briefwahlstimmen oder 

Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft fristgemäß auf 

mehreren Übermittlungswegen ein, werden diese unabhängig vom Zeitpunkt ihres Zugangs in 

folgender Reihenfolge stets als vorrangig betrachtet: 1. elektronisch über das Investor-Portal, 2. 

unter Verwendung der oben genannten SWIFT-Adresse, 3. per E-Mail und 4. per Post, es sei denn 

eine form- und fristgemäße Erklärung ist nachweislich später auf anderem Übermittlungsweg 

zugegangen. 
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Erklärungen, die nicht zweifelsfrei einer ordnungsgemäßen Anmeldung zugeordnet werden 

können, werden nicht berücksichtigt. Stimmabgaben bzw. Weisungen zu einem 

Tagesordnungspunkt, die nicht eindeutig erkennbar sind, werden als Enthaltung gewertet. 

Haben Aktionäre einen Dritten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) 

bevollmächtigt, können sie ihre versammlungsgebundenen Aktionärsrechte, einschließlich das 

Stimm- und Rederecht, nur dann selbst ausüben, wenn zuvor die entsprechende 

Bevollmächtigung gem. den in dieser Einberufung beschriebenen Maßgaben widerrufen wurde. 

Insbesondere gilt der ordnungsgemäße Zugang einer Stimmabgabe per Briefwahl oder einer 

Vollmachts- und Weisungserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft in Textform 

durch Aktionäre als Widerruf einer zuvor erfolgten Bevollmächtigung sonstiger Dritter. Soweit 

Aktionäre die Hauptversammlung ausschließlich live über das Investor-Portal verfolgen, gilt dies 

nicht als Widerruf einer zuvor erteilten Bevollmächtigung. Weitere Informationen über die 

Erteilung, Änderung oder den Widerruf von Vollmachten, insbesondere über die Nutzung des 

Investor-Portals, finden Sie im Investor-Portal unter der Internetadresse  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt statt einer Sammel- eine Einzelabstimmung durchgeführt 

werden, so gilt die zu diesem Tagesordnungspunkt abgegebene Briefwahlstimme bzw. Weisung 

an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft entsprechend für jeden Punkt der 

Einzelabstimmung. Bei der Ausübung der versammlungsgebundenen Aktionärsrechte, 

insbesondere des Stimmrechts, sollten Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten beachten, dass es 

bei der Versendung von Unterlagen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung auf dem 

Postweg zu erheblichen Zustellverzögerungen kommen kann. 

 

IV. RECHTE DER AKTIONÄRE  

(Anträge, Wahlvorschläge, Stellungnahmen, Rederecht, Auskunftsrecht und Widerspruch 

sowie Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 S. 2 und S. 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 

SEAG, § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1 und 4, § 127, § 130a, § 131 Abs. 1, § 118a Abs. 1 S. 2 Nr. 8 i. V. m. § 

245 AktG) 

 

1. Ergänzung der Tagesordnung gem. Art. 56 S. 2 und S. 3 SE-VO i. V. m. § 50 
Abs. 2 SE-AG, § 122 Abs. 2 AktG  



 
 

131 
 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 

EUR 500.000 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können gem. § 122 Abs. 2 AktG 

verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der 

Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, d. h. spätestens bis zum Ablauf des 

18. Mai 2025, 24:00 Uhr, zugehen.  

Bitte richten Sie entsprechende Verlangen an folgende Adresse: 

Delivery Hero SE 

- Vorstand - 

z. Hd. Julia Schmidtmann 

Oranienburger Str. 70 

10117 Berlin  

oder in elektronischer Form gem. § 126a BGB (d. h. zwingend mit einer qualifizierten 

elektronischen Signatur) per E-Mail an:  

hauptversammlung@deliveryhero.com 

Jedem neuen Gegenstand der Tagesordnung muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 

beiliegen. 

Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach Zugang des 

Verlangens im Bundesanzeiger bekanntgemacht. Sie werden außerdem auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter 

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zugänglich gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge nach §§ 126 Abs. 1, 127 AktG, 130a Abs. 5 S. 
3, 118a Abs. 1 S. 2 Nr. 3 AktG 
Jeder Aktionär hat das Recht, Gegenanträge gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung und Vorschläge zur Wahl von 

Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern, an die nachstehende Anschrift zu 

übersenden: 

Delivery Hero SE 

z. Hd. Julia Schmidtmann 



 
 

132 
 

Oranienburger Str. 70 

10117 Berlin  

 

oder per E-Mail an:  

hauptversammlung@deliveryhero.com  

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

Zugänglich zu machende Gegenanträge (einschließlich einer etwaigen Begründung) und 

Wahlvorschläge, die der Gesellschaft mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung – d. h. 

spätestens bis zum 3. Juni 2025, 24:00 Uhr – unter vorstehender Adresse oder E-Mail-Adresse 

zugegangen sind, werden einschließlich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen zugänglich zu 

machenden Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung über das Internet 

unter  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

unverzüglich veröffentlicht. 

Von der Gesellschaft zugänglich zu machende Gegenanträge und Wahlvorschläge der Aktionäre 

gelten nach § 126 Abs. 4 AktG als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Zu diesen 

Anträgen können ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldete Aktionäre das 

Stimmrecht ausüben. Sofern der den Antrag stellende oder Wahlvorschlag unterbreitende 

Aktionär nicht ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist, muss der Gegenantrag 

oder Wahlvorschlag in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie sonstige Anträge können darüber hinaus auch 

während der Hauptversammlung im Wege der Videokommunikation, mithin im Rahmen des 

Rederechts (dazu siehe Ziffer IV.4), gestellt werden. 

 

3. Recht zur Einreichung von Stellungnahmen gem. § 130a Abs. 1 bis 4, 6 AktG 
Ordnungsgemäß zu der Hauptversammlung angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten 

haben das Recht, bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, wobei der Tag des Zugangs und 

der Tag der Hauptversammlung nicht mitzurechnen sind, also bis zum 12. Juni 2025, 24:00 Uhr, 

Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung einzureichen.  

Die Einreichung hat in Textform über das Investor-Portal zu erfolgen. Stellungnahmen werden 

seitens der Gesellschaft nicht übersetzt. Wir bitten, den Umfang von Stellungnahmen auf ein 
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angemessenes Maß zu begrenzen, um den Aktionären eine ordnungsgemäße Sichtung der 

Stellungnahmen zu ermöglichen. Als Orientierung sollte ein Umfang von maximal 10.000 Zeichen 

(inklusive Leerzeichen) dienen. 

Die Gesellschaft wird die Stellungnahmen bis spätestens vier Tage vor der Versammlung, also bis 

zum 13. Juni 2025, 24:00 Uhr, den angemeldeten Aktionären bzw. deren Bevollmächtigten im 

Investor-Portal unter Nennung des Namens des einreichenden Aktionärs zugänglich machen. 

Stellungnahmen können grundsätzlich nicht zugänglich gemacht werden, wenn sie mehr als 

10.000 Zeichen (inklusive Leerzeichen) umfassen, einen beleidigenden, strafrechtlich relevanten, 

offensichtlich falschen oder irreführenden Inhalt haben oder der Aktionär zu erkennen gibt, dass 

er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen und sich nicht vertreten lassen wird (§ 130a Abs. 3 

S. 4 i. V. m. § 126 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, Nr. 3 oder Nr. 6 AktG).  

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung, die im Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen übermittelt 

werden, werden in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen und das 

Unterbreiten von Wahlvorschlägen (dazu Ziffer IV.2), die Ausübung des Auskunftsrechts (dazu 

Ziffer IV.5) sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

(dazu Ziffer IV.6) sind ausschließlich auf den in dieser Einladung jeweils gesondert beschriebenen 

Wegen möglich. Die Möglichkeit zur Einreichung von Stellungnahmen begründet insbesondere 

keine Möglichkeit zur (Vorab-)Einreichung von Fragen nach § 131 Abs. 1a AktG. Etwaige in den 

Stellungnahmen enthaltene Fragen werden daher in der virtuellen Hauptversammlung nicht 

beantwortet, es sei denn, sie werden im Rahmen des Rederechts in der Hauptversammlung 

gestellt. 

 

4. Rederecht gem. §§ 118a, 130a Abs. 5 und 6 AktG  
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet 

sind, haben in der Versammlung ein Rederecht, das im Wege der Videokommunikation ausgeübt 

werden kann. Ab ca. 09:30 Uhr am Tag der Hauptversammlung können Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten im Investor-Portal ihre Redebeiträge anmelden. Anträge und Wahlvorschläge 

nach § 118a Abs. 1 S. 2 Nr. 3 AktG, Nachfragen nach § 131 Abs. 1d AktG und Fragen nach § 131 Abs. 

1e AktG können Bestandteil des Redebeitrags sein.  
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Gemäß § 18 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Versammlungsleiter das Frage- und 

Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu 

Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen für den ganzen Verlauf der 

Hauptversammlung, für die Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für den 

einzelnen Frage- und Redebeitrag angemessen festzusetzen. Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten benötigen für die Ausübung des Rederechts ein internetfähiges Endgerät (PC, 

Laptop, Tablet oder Smartphone), welches über eine Kamera und ein Mikrofon verfügt, auf die 

jeweils vom Browser aus zugegriffen werden kann.  

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen 

Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag 

zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

Technische Mindestvoraussetzung für eine Live-Videozuschaltung ist ein internetfähiges Gerät 

mit Kamera und Mikrofon sowie eine stabile Internetverbindung. 

 

5. Auskunftsrecht gem. §§ 118a, 130a Abs. 5 S. 3, 131 AktG  
Jedem Aktionär ist gem. § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand 

Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 

Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein 

Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch 

auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen 

Unternehmen. Des Weiteren betrifft die Auskunftspflicht auch die Lage des Konzerns und der in 

den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen.  

Es ist vorgesehen, dass der Versammlungsleiter festlegen wird, dass das vorgenannte 

Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der 

Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter Ziffer IV.4), 

wahrgenommen werden kann. Eine anderweitige Einreichung von Fragen im Wege der 

elektronischen oder sonstigen Kommunikation ist weder vor noch während der 

Hauptversammlung vorgesehen. 

§ 131 Abs. 4 S. 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als 

Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden ist, diese Auskunft 

jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen Verlangen in der 
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Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands 

der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird 

gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der 

Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen nach § 131 Abs. 4 S. 1 AktG im Wege der 

elektronischen Kommunikation über die hierfür vorgesehene Schaltfläche im Investor-Portal 

während der Hauptversammlung übermitteln können. Derartige Verlangen sind über das 

Investor-Portal ab der Eröffnung der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch den 

Versammlungsleiter möglich, im Rahmen eines Redebeitrags per Videokommunikation hingegen 

nur im Rahmen der Aussprache. 

Zu allen vom Vorstand gegebenen Antworten steht den Aktionären in der Versammlung ein 

Nachfragerecht gem. § 131 Abs. 1d AktG zu. 

§ 131 Abs. 5 S. 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem 

eine Auskunft verweigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die 

Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen 

werden. Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass jeder elektronisch 

zu der Versammlung zugeschaltete Aktionär bzw. Bevollmächtigte sein 

Protokollierungsverlangen nach § 131 Abs. 5 S. 1 AktG nach seiner Wahl in einem Redebeitrag per 

Videokommunikation und/oder im Wege der elektronischen Kommunikation über das Investor-

Portal unter Verwendung der hierfür vorgesehenen Schaltfläche übermitteln kann. Bei 

Verwendung dieser Schaltfläche im Investor-Portal erhält der mit der Niederschrift beauftragte 

Notar unmittelbar Kenntnis von dort eingehenden Protokollierungsverlangen. Derartige 

Verlangen sind über das Investor-Portal ab der Eröffnung der Hauptversammlung bis zu deren 

Schließung durch den Versammlungsleiter möglich, im Rahmen eines Redebeitrags per 

Videokommunikation hingegen nur im Rahmen der Aussprache. 

 

6. Erklärung von Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung  
Ordnungsgemäß angemeldete und elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionäre 

bzw. deren Bevollmächtigte haben das Recht, im Wege elektronischer Kommunikation 

Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zu erklären. Entsprechende Erklärungen 

können über das Investor-Portal unter Verwendung der Schaltfläche „Widerspruch“ übermittelt 

werden in dem Zeitraum ab der Eröffnung der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch 



 
 

136 
 

den Versammlungsleiter. Der mit der Niederschrift beauftragte Notar wird darüber unmittelbar 

in Kenntnis gesetzt. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können nicht beauftragt werden, 

Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung zu Protokoll des die Hauptversammlung 

beurkundenden Notars zu erklären.  

 

V. WEITERGEHENDE ERLÄUTERUNGEN 

 

Veröffentlichungen auf der Internetseite gem. § 124a AktG 

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die zugänglich zu machenden Unterlagen und Anträge 

von Aktionären sowie weitere Informationen stehen auch auf der Internetseite der Gesellschaft 

unter  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting 

zur Verfügung. Dort werden nach der Hauptversammlung auch die festgestellten 

Abstimmungsergebnisse veröffentlicht. Die zugänglich zu machenden Unterlagen werden gem. § 

118a Abs. 6 AktG auch während des Zeitraums der Versammlung unter oben genannter 

Internetseite den elektronisch zugeschalteten Aktionären bzw. deren Bevollmächtigten 

zugänglich gemacht. Weiterhin wird während der Hauptversammlung das Teilnehmerverzeichnis 

vor der ersten Abstimmung allen ordnungsgemäß angemeldeten und elektronisch zu der 

Hauptversammlung zugeschalteten Aktionären sowie ihren Vertretern über das Investor-Portal 

zur Verfügung stehen.  

 

Nachweis der Stimmzählung 

Abstimmende können gem. § 129 Abs. 5 S. 1 AktG innerhalb eines Monats nach dem Tag der 

Hauptversammlung eine Bestätigung darüber verlangen, ob und wie ihre Stimmen gezählt 

wurden. Der Nachweis über die Stimmzählung (Abstimmbestätigung) ist nach Maßgabe der 

gesetzlichen Bestimmungen im Investor-Portal abrufbar sowie auf Anfrage bei der Gesellschaft 

unter  

hauptversammlung@deliveryhero.com 

erhältlich. Sofern die Bestätigung einem Intermediär erteilt wird, hat dieser die Bestätigung nach 

§ 129 Abs. 5 S. 3 AktG unverzüglich dem Aktionär zu übermitteln. 
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Hinweise zum Datenschutz  

Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden oder eine Stimmrechtsvollmacht erteilen, 

erheben wir personenbezogene Daten über Sie und/oder über Ihren Bevollmächtigten. Dies 

geschieht, um Aktionären die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der Hauptversammlung zu 

ermöglichen. Die Delivery Hero SE verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher unter Beachtung 

der Bestimmungen der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) sowie aller weiteren 

maßgeblichen Gesetze. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren personenbezogenen Daten und zu 

Ihren Rechten gem. der DSGVO finden Sie im Internet auf der Internetseite zur 

Hauptversammlung unter:  

https://ir.deliveryhero.com/de/annual-general-meeting. 

 

Berlin, im Mai 2025 

Delivery Hero SE 

Der Vorstand 
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